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Erster Teil
Organisatorische Verfassung

s1
Zweck und Sitz der Kasse

(1) lDie Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt hat den Zweck, den privatrechtlich
beschâftigten Arbeitnehmern (in dieser Satzung ,,Mitarbeiter" genannt) der an die Kasse
angeschlossenen kirchlichen und diakonischen Arbeitgeber nach Maßgabe dieser Satzung
eine zusätzliche Alters-, Berufsunfähigkeits-, Enryerbsminderungs- und Hinterbliebenen-
versorgung zu gewähren. 2lm Rahmen der betrieblichen Altersversorgung steht die Kasse
den Beteiligten (S 11), den Mitarbeitern sowie darüber hinaus den Kirchenbeamten und
Pfarrern auch für eine freiwillige Versicherung in Anlehnung an das Punktemodell offen. 3Sie

ist keine im Wettbewerb stehende Einrichtung.

(2) lDie Kasse kann im Zusammenhang mit der Altersversorgung der Mitarbeiter, Kirchen-
beamten und Pfarrerweitere Leistungen erbringen.2lnhalt und Durchführung von Leistungen
nach Satz 1 werden in Durchführungsvorschriften oder Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen geregelt. 3lm Rahmen ihrer satzungsgemäßen Tätigkeit kann die Kasse Unter-
nehmen gründen oder sich an Unternehmen beteiligen.

(3) Die Kasse hat ihren Sitz in Darmstadt.

s2
Rechtsverhältnisse der Kasse

(1) Die Kasse ist eine kirchliche Einrichtung mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anstalt des öffent-
lichen Rechts).

(2) lSatzungsänderungen werden vom Veruvaltungsrat beschlossen (S 3 a Abs. 1 Buchst. f).

'?Sie bedürfen der Zustimmung der Gewährleistungsträger (S 1 1 Abs. 2) mit Zweidrittelmehr-
heit, wobei jedem Gewährleistungsträger je Pflichtversichertem eine Stimme zusteht; maß-
gebend für die Anzahl der Versicherten ist der Stand am Ende des vorausgegangenen
Geschàftsjahres. 3Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung durch die Ver-
sicherungsaufsicht (S 9). aSiewerden im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD) veröffentlicht. 5Künftige Satzungsänderungen gelten, soweit nichts anderes bestimmt
wird, auch für die bestehenden Beteiligungs- und Versicherungsverhältnisse sowie für bereits
bewilligte Versicherungsleistungen.

(3) Werden Bestimmungen der Tarifverträge über die Versorgung der Arbeitnehmer im öf-
fentlichen Dienst geändert oder ergänZ und hat dies Auswirkungen auf die Sa2ung, so kann
die Kasse auf Beschluss des Vorstands die notwendigen Anderungen und Ergänzungen

I



(4)

der Satzung von dem in den Tarifuerträgen vereinbarten Zeitpunkt an auch vorAbschluss

des Satzungsänderungsverfahrens anwenden.

Edass und Änderung von Allgemeinen Versicherungsbedingungen und ergänzenden Be-

dingungen zur Elweiterung der Pflichtversicherung um optionale Komponenten werden

vom Voistand mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen ($ 6 Abs. 5, 6 und 7) und

dem Venrualtungsrat zur Kenntnis gegeben.

S2a
Organe

(1) Die Organe der Kasse sind

(2)

a) der Venrualtungsrat (SS 3 bis 3 b),

b) der Aufsichtsrat (SS 4 bis 4 b),

c) der Vorstand (S 6).

Die Mitglieder der Organe und deren Stellvertreter sind den beteiligten Kirchen, der EKD, der

UEK und der VELKD sowie der Versicherungsaufsicht (S 9) mitzuteilen.

s3
Verwaltungsrat

(1) lDie Mitglieder des Venrualtungsrats werden

a) von den Kirchen, die die Gewährleistung für die Verbindlichkeiten der Kasse Übernom-

men haben,
b) von der EKD, der UEK und derVELKD,
c) von dem Evangelischen Diakonieverein Berlin-Zehlendorf e. V.

berufen.

2Es entfallen auf

bis 1000

von 1001 bis 4000
úber4000

fflichtversicherte
Pflichtversicherte
Pf lichtversicherle

zweiMitglieder,
vier Mitglieder,

sechs Mitglieder.

3Jeweils die Hälfte der Mitglieder muss dem Kreis der Versicherten angehören.

(2) lBei der Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrats ist die Diakonie in angemessener Zahl

zu beteiligen. 2Die Berufung dieser Mitglieder erfolgt im Einvernehmen mit dem jeweils

zuständigen Diakonischen Werk beziehungsweise der sonst zuständigen Stelle.

I



(4)

(3) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen.

(6)

auf die Dauer von fùnf Jahre ist zulässig. 3Entfallen

der einem Stellvertreter die ür die Berufung oder
oder ein Stellvertreter vorzei ungsrat aus, so ist für

die restliche Zeit eine Neuberufung vorzunehmen.

lAnstelle einer Berufung von Mitgliedern des Verwaltungsrats können die Zusammenschlüsse
von Gliedkirchen (Abs. 1 Satz 1 Buchst. b) die Stimmrechte, die sich aus einer Berufung
ergeben wùrden, auf Mitglieder des venrualtungsrats übertragen. ,Abs. 1 satz 3, Abs. 2
gelten entsprechend. sEinem Mitglied kann nur eine Stimme übertragen werden. aDie über-
tragung des Stimmrechts ist schriftlich gegenüber der Kasse zu erklären und erfolgt für die
Dauer der jeweiligen Amtsperiode des Venvaltungsrats. sEntfallen bei dem Mitglied die
Voraussetzungen fÜr die Berufung oder scheidet das Mitglied vozeitig aus dem Venrualtungs-
rat aus, endet die Stimmrechtsùbeftragung.

Der Venrualtungsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen ersten und einen
zweiten stellvertretenden Vorsitzenden.

(5)

(7) Der Venryaltungsrat ist beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dem für ihn
tätigen Stellvertreter mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.

(8) lDer Venraltungsrat entscheidet mit Stimmenmehrheit. 2Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag
als abgelehnt. 3Der Beschluss über die Auflösung der Kasse bedarf einer Dreiviertelmehr-
heit der satzungsgemäßen Anzahl der Stimmen.

(e) Der Venrualtungsrat bleibt so lange in seinem Amt, bis der neue Venrualtungsrat seine Tátig-
keit aufgenommen hat.

S3a
Aufgaben des Verwaltungsrats

(1) Der Venrualtungsrat hat folgende Aufgaben

a) Wahl, Abberufung und Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats (S 4),
b) Feststellung der Jahresrechnung (S 60 Abs. 3 bis s) auf der Grundlage der vom Auf-

sichtsrat erarbeiteten Empfehlung und Beschlussfassung ùber die Entlastung des Vor-
stands auf Vorschlag des Aufsichtsrats,

c) Bestellung eines Prüfers in besonderen Fällen,
d) Wahl eines Wirtschaftsprüfers für die Prüfung der Jahresrechnung,
e) Beschlussfassung über die gemeinsamen Vorschläge von Vorstand und Aufsichtsrat

zur Festsetzung des Pflichtbeitragssatzes (S 62), des Referenzentgeltes (s 34Abs. 2),
des Regelbeitrages ($ 34Abs.2), des Messbetrages (S 33Abs. 1), derAtterstabelle
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(2)

($ 3¿ ROs. 3), des Sanierungsgeldes (S 63) sowie zur Venvendung der Uberschüsse

und zu Maßnahmen zur Deckung von Fehlbeträgen,

f) Beschlussfassung über Satzungsänderungen (S 2 Abs. 2 Satz 1 ),

g) Beschlussfassung über die Auflösung der Kasse (S 1 0).

(2) Die Beschlüsse des Venvaltungsrats gemäß Absatz 1 Buchst. d bis g bedÜrfen der Geneh-

migung derVersicherungsaufsicht (S 9).

s3b
Sitzun gen des Verwaltungsrats

(1) lDer Verwaltungsrat wird mindestens einmal im Jahr durch seinen Vorsitzenden einberufen.
2Wenn mindestens 15 Venrualtungsratsmitglieder die Einberufung einer Sitzung unter schrift-

licher Angabe der Beratungsgegenstände beim Vorsitzenden des Verwaltungsrats bean-

tragen, ist zu einer besonderen Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Monats nach Ein-

gang des Antrages stattfinden muss.

lDie Einladung zur Sitzung ergeht spätestens zwei Wochen vorher unter Angabe der

Beratungsgegenstände,2ln Ausnahmefällen kann die Frist auf fünf Tageverkürztwerden.

(3) Der Vorsitzende leitet die Sitzung

(4) lDie Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats nehmen an den Sitzungen des

Venrualtungsrats teil. 2Der Vorstand muss auf Verlangen zu dem Gegenstand der Verhand-

lung gehörtwerden.3Er istverpflichtet, auf AnfordernAuskunftzu den Beratungsgegenständen

zu efteilen. alm Falle einer schriftlichen Beschlussfassung ist den Mitgliedern des Vorstands

und des Aufsichtsrats die Absiimmungsvorlage umgehend mitzuteilen.

(b) lUber die Sizungen wird eine Niederschrift gefertigt. 2Die Niederschrift ist vom Vorsi2enden

und zwei Mitgliedern des Verwaltungsrats zu unterschreiben.

(þ) lDer Vorsitzende kann auf Vorschlag des Vorstands in geeigneten Fällen mit Zustimmung

des Aufsichtsrats eine schriftliche Beschlussfassung (Umlaufuedahren) des Verualtungs-
rats herbeiführen. 2Das Umlaufuerfahren ist ausgeschlossen, soweit grundlegende Ande-

rungen der organisatorischen Verfassung der Kasse, die Auflösung der Kasse (S 10),

Anderungen der in S 3 aAbs. 1 Buchst. e genannten Rechnungsgróßen und Maßnahmen zur

Deckung von Fehlbeträgen betroffen sind. 3Das Umlaufuerfahren ist darüber hinaus ausge-

schlossen, wenn mindestens 15 Mitglieder des Verwaltungsrats dem Verfahren widerspre-

chen. 4DieAntworten müssen innerhalb von l4Tagen nach Zugang derAnfrage beim Vorsit-

zenden in Textform eingehen. sAntworten der Ven¡valtungsratsmitglieder, die nicht fristge-

recht eingehen, gelten als Enthaltungen, verspätete Widersprüche gelten als nicht erfolgt.
6Das Ergebnis des Umlaufuerfahrens ist in die Niederschrift der nächsten Si2ung aufzuneh-

men.
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s4
Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus neun Mitgliedern, von denen drei dem Kreis der Versicheften
und sechs dem Kreis der Beteiligten (S 11), davon mindestens drei dem Kreis der
Gewährleistungsträger (S 1 1 Abs. 2), angehören.

(2) lDie Mitglieder des Aufsichtsrats werden vom Venrualtungsrat gewählt. ,Die Wahl bedarf
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Venrualtungsratsmitglieder; vom dritten
Wahlgang an genugt die einfache Mehrheit. 3Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden auf die
Dauer von sechs Jahren gewählt. aVon ihnen scheiden alle zwei Jahre drei Mitglieder aus,
davon ein Mitglied aus dem Kreis der Versicherten. sWiedenruahl ist zulässig. 65 3 Abs. 9 gilt
entsprechend.

(3) lDie Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt auf Vorschlag eines Wahlausschusses,
dem angehören

a) der Vorsitzende des Venrualtungsrats als Vorsitzender,
b) vier vom Ven¡valtungsrat aus seiner Mitte Gewählte, von denen zwei dem Kreis der

Versicherten und zwei dem Kreis der Beteiligten (s 1 
'l 

), davon mindestens einer dem
Kreis der Gewährleistungsträger (S 1 i Abs. 2), angehören,

c) der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein vom Aufsichtsrat bestimmtes anderes Auf-
sichtsratsmitglied.

2lm Falle der Verhinderung werden vertreten

a) der Vorsitzende des Venrualtungsrats durch einen seiner Stellvertreter,
b) die aus der Mitte des Verwaltungsrats Gewählten durch Stellvertreter.

(4) lDer Aufsichtsrat bestellt aus seiner Mitte den Vorsitzenden sowie einen ersten und einen
zweiten stellvertretenden Vorsitzenden. 2Der Vorsitzende muss dem Kreis der Gewähr-
leistungsträger (S 1 1 Abs. 2) angehören. 3Die Bestellung des Vorsitzenden und seiner Stell-
vertreter edolgt fÜr die Dauer ihrer Wahlzeit; vozeitige Abberufung ist mit einer Mehrhelt von
zwei Dritteln der satzungsmäßigen Zahl der Mitglieder des Aufsichtsrats zulässig.

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder einem seiner Stell-
vertreter mindestens vier seiner Mitglieder anwesend sind.

(6) lDer Aufsichtsrat entscheidet mit Stimmenmehrheit. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden

(7) Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrats vo¡zeitig aus seinem Amt aus, so ist fúr den Rest der
Wahlzeit des Ausgeschiedenen ein neues Mitglied des Aufsichtsrats nach Absatz 2 und 3 in
der nächsten Sitzung des Ven¡valtungsrats zu wählen,

12



S4a
Aufgaben des Aufsichtsrats

(1 ) lDer Aufsichtsrat sorgt für die Umsetzung der Beschlüsse des Venrualtungsrats und uber-

wacht die Geschäftsführung des Vorstands. 2Er berichtet hierüber regelmäßig dem

Venrualtungsrat. 3Näheres bestimmt die Geschäftsordnung.

(2) lDer Aufsichtsrat ist zuständig für alle ihm durch diese Satzung zugewiesenen Aufgaben.
2lnsbesondere obliegen ihm folgende Aufgaben:

a) Berufung und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie Abschluss, Anderung und

Kündi gung.ihrer Dienstverträge,
b) Erlass und Änderung einer Geschäftsordnung fúr den Vorstand und Beschlussfassung

zu den nach der Geschäftsordnung zustimmungsbedürftigen Geschäften,

c) Feststellung des vom Vorstand aufgestellten Kostenplans ($ 60 Abs. 2),

d) Beauftragung des Wirtschaftsprüfers (S 3 aAbs. 1 Buchst. d) für die Prüfung der Jahres-

rechnung,
e) Erlass der Richtlinien für die Anlage des Vermögens und die Durchführung von Satzungs-

vorschriften,
f) Zustimmung zum Erwerb, zur Veräußerung oder Belastung von Grundstücken

oder grundstücksgleichen Rechten,
g) Entgegennahme und Billigung der gepruften Jahresrechnung und deren Weiterleitung

an den Verwaltungsrat,
h) Vorbereitung eines Vorschlags zur Entlastung des Vorstands für den Ven¡valtungsrat,

i) Zustimmung zu Bau- und lnvestitionsmaßnahmen ab einer in der Geschäftsordnung für

den Vorstand festzulegenden Höhe, soweit diese nicht bereits im Kostenplan enthalten

sind,

1) Zustimmung zur Aufnahme von Krediten ab einer in der Geschäftsordnung fÜr den

Vorstand festzulegenden Höhe, soweit dìese nicht bereits im Kostenplan enthalten sind,

k) Zustimmung zu sonstigen Verpflichtungsgeschäften ab einer in der Geschäftsordnung
für den Vorstand fes2ulegenden Höhe, soweit diese nicht bereits im Kostenplan enthal-

ten sind,
l) Bestellung des Verantwortlichen Aktuars,
m) Zustimmung zu Beschlüssen des Vorstands über die Allgemeinen Versicherungs-

bedingungen der freiwilligen Versicherung (S 6 Abs, 5) und über die ergänzenden Be-

dingungen zur Enrueiterung der Pflichtversicherung um optionale Komponenten (S 6

Abs.6),
n) Zustimmung zum Erlass und zurAnderung von Durchfùhrungsvorschriften und Allge-

meinen Versicherungsbedingungen sowie zur Gründung von Unternehmen nach S 1

Abs. 2 der Satzung (S 6 Abs. z¡,

o) Vorschlag des Pflichtbeitragssatzes, des Referenzentgeltes, des Regelbeitrages, des

Messbetrages, der Alterstabelle, des Sanierungsgeldes sowie zur Venruendung der

Überschüsse und zu Maßnahmen zur Deckung von Fehlbeträgen jeweils gemeinsam

mit dem Vorstand,
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p) Beratung und Beschlussfassung überAngelegenheiten von grundsátzlicher Bedeutung
sowie über Fragen, die ihm vom Vorstand zur Entscheidung vorgelegt werden.

(3) Die BeschlÜsse des Aufsichtsrats gemäß Absatz 2SaIz2 Buchst. e und I bedürfen der
Genehmigung derVersicherungsaufsicht (S 9).

(4) Vorstandsmitgliedern gegenüberwird die Kasse gerichtlich und außergerichtlich durch den
Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder einen seiner Stellvertreter vertreten.

(5) lDer Aufs , zur Vorbereitung seiner Beratung und Beschlussfassung
über wich , insbesondere für die Anlage des Vermögens, fúr die Dauei
von jeweil sse zu bilden, in die er auch Nichtmitglieder als Sachverstän-
dige berufen kann. 2Daneben wirken die Mitglieder des Aufsichtsrats in Anlageausschüssen
von Spezialfonds der Kasse mit.

s4b
Sitzungen des Aufsichtsrats

(1 ) lDie Sitzungen des Aufsichtsrats finden nach Bedarf , mindestens jedoch viermal im Jahr
statt. 2Wenn mindestens drei Mitglieder die Einberufung des Aufsichtsrats beantragen, ist zu
einer Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags stattfinden
MUSS,

(2) lDie Einladungen ergehen spätestens zehn Tage vorher unter Angabe der Beratungs-
gegenstände. 2ln Ausnahmefällen kann die Frist auf drei Tage verkürZ werden.

(3) lDerVorsitzende leitet die Sitzungen. 2DerVorsitzende des Venrualtungsrats hat das Recht,
an den Sitzungen des Aufsichtsrats mit beratender Stimme teilzunehmen; er ist einzuladen.
sDer Vorstand nimmt in der Regel an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil.

(4) lUber die Sitzungen werden Niederschriften geferligt. 'zSje sind vom Sitzungsleiter und dem
Protokollführer zu unterschreiben und vom Aufsichtsrat zu genehmigen.

(5) ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende außerhalb einer Sitzung eine Beschlussfassung
des Aufsichtsrats in Textform herbeifuhren, wenn kein Mitglied dem Vedahren widerspricht.

s5
Beschl üsse des Verwaltungsrats

und des Aufsichtsrats

(1) lAn der Beratung im Verualtungsrat oder im Aufsichtsrat dürfen Personen, die am Gegen-
stand der Beratung ein persönliches lnteresse haben, nur mit ausdrücklicher Zustimmung
des jeweiligen Organs teilnehmen. 2Bei Abstimmungen dürfen diese Personen nicht anwe-
send sein.3ln Zweifelsfällen entscheidet das Organ endgültig.
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(2) lBeschlusse des Venivaltungsrats oder des Aufsichtsrats, die das Recht verletzen oder
dem Wohlder Kasse zuwiderlaufen, hat derVorstand mit aufschiebenderWirkung zu bean-
standen. 2Uber die Beanstandung ist vom jeweiligen Organ erneut zu entscheiden. 3Der

Vorstand kann verlangen, dass die Entscheidung in einer neu anzuberaumenden Sitzung
getroffen wird.

(3) lBeschlüsse des Vorstands, die das Recht verletzen oder dem Wohl der Kasse zuwiderlau-
fen, hat der Vorsltzende des Aufsichtsrats mit aufschiebender Wirkung zu beanstanden.
2Uber die Beanstandung ist vom Vorstand erneut zu entscheiden.

s6
Vorstand

(1) lDer Vorstand besteht mindestens aus zwei Personen, dem VorstandsvorsÌtzenden und
einem weiteren Vorstandsmitglied, die vom Aufsichtsrat berufen werden. ay'orstandsmitglie-

der müssen die notwendige Eignung und Erfahrung nach dem Versicherungsaufsichts-
gesetz (VAG) haben; ein Vorstandsmitglied soll die Befähigung zum Richteramt oder höhe-
ren Verualtungsdienst besitzen.

(2) lDer Vorstand vertritt die Kasse gerichtlìch und außergerichtlich. 2Jeweils zwei Vorstands-
mitglieder sind gemeinsam vedretungsberechtigt. 3Durch Beschluss des Aufsichtsrats kann
jedem Vorstandsmitglied Alleinvertretungsmacht eingeräumt und Befreiung von den Be-
schränkungen des S 181 BGB erteilt werden. aDer Vorstand kann fur bestimmt bezeichnete
Angelegenheiten des laufenden Geschäftsbetriebs Bevollmächtigte bestellen.

(3) DerVorstand besorgt nach Maßgabe der Satzung die Geschäfte der Kasse unter Beach-
tung kaufmännischer Grundsätze und Sorgfalt in eigenerVerantwortung nach Maßgabe der
Geselze, der Satzung, der Beschlüsse des Venrualtungsrats und des Aufsichtsrats.

(4) lDer Vorstand stellt den Kostenplan und die Jahresrechnung auf , erstellt den Gescháftsbe-
richt und schlägt gemeinsam mit dem Aufsichtsrat den Pflichtbeitragssatz (S 62), das Refe-

renzentgelt (S 3aAbs.2), den Regelbeitrag (S 34Abs.2), den Messbetrag (S 33Abs. 1), die
Alterstabelle (S 3a Abs. 3), das Sanierungsgeld (S 63), die Ven¡vendung der Uberschüsse
und Maßnahmen zur Deckung von Fehlbeträgen vor. 2Stimmt der Ven¡valtungsrat einem
dieser Vorschläge nicht zu, haben Vorstand und Aufsichtsrat eìnen neuen Vorschlag zu
unterbreiten. 3Der Vorstand veranlasst alljährlich dìe erforderlichen Prufungen der Kasse.

(5) Der Vorstand beschließt über die Allgemeinen Versicherungsbedingungen der f reiwilligen
Versicherung (S 23).

(6) lDerVorstand kann die Pflichtversicherung um optionale Komponenten erweitern.2Diese
werden in ergänzenden Bedingungen zur Pflichtversicherung geregelt, die der Vorstand
erlässt und änder1.
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(7) lDer Vorstand erlässt und ändert Durchführungsvorschriften und Allgemeine Versiche-
rungsbedingungen für weitere Leistungen (S 1 Abs. 2 Satz 3). 'zEr beschließt über die Grün-
dung von Unternehmen und die Beteiligung der Kasse an Unternehmen (S 1 Abs. 2SaIz2).

(8) Die weiteren Aufgaben des Vorstands, die Aufgabenverleilung innerhalb des Vorstands
sowie die zu beachtenden Genehmigungsvorbehalte werden im Rahmen einer Gescháfts-
ordnung geregelt, die vom Aufsichtsrat erlassen wird.

(9) lDer Vorstand ist neben der Führung der Geschäfte auch fúr die Einstellung und Entlassung
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zuständig. 2Der Vorstand ist zugleich Dlenstvor-
gesetzter sämtlicher angestellter Mitarbeiterinnen und Mìtarbeiter der Kasse.

(1 0) lDer Vorstand ist verpflichtet, den Venrualtungsrat in seinen Si2ungen über die wirtschaftliche
Lage der Kasse zu informieren. 2Der Aufsichtsrat ist regelmäßig und auf Verlangen jederzeit
zu informieren. 3Dem Aufsichtsrat ist insbesondere rechtzeitig vor Beginn des jeweiligen
Wirtschaftsjahres über den Kostenplan sowie regelmäßig über rechtshängige Klageverfahren
(S 80) zu berichten.

s7
Aufgaben des Verantwortl ¡chen Aktuars

(1) lDer Verantwortliche Aktuar hat jährlich die Finanzlage der Kasse daraufhin zu ûberprüfen,
ob die dauernde Erfüllbarkeit der eingegangenen Verpflichtungen der Kasse gewährleistet
ist, und hierüber dem Vorstand und dem Venrualtungsrat zu berichten. 2Er hat unter der
Bilanzzu bestätigen, dass die Deckungsruckstellungen für die Pflichtversicherung und die
freiwillige Versicherung dem versicherungstechnischen Gescháftsplan der Kasse entspre-
chen.

(2) Sobald er bei der Edüllung der ihm obliegenden Aufgaben erkennt, dass die Voraussetzun-
gen für die Bestätigung nach Absatz 1 nicht oder nur eingeschränkt vorliegen, hat er den
Vorstand und, wenn dieser der Beanstandung nicht unverzüglich abhilft, den Aufsichtsrat zu
unterrichten, der diese lnformation dem Venrualtungsrat weiterzuleiten hat.

(3) Er hat die Uberschüsse auf der Grundlage einer versicherungstechnischen Bilanz, die auf
anerkannten versicherungsmathematischen Grundsätzen beruht, zu ermitteln und dem
Vorstand Vorschläge für die Venruendung von Uberschússen vorzulegen.

(4) Der Vorstand ist verpfìichtet, dem Verantwoftlichen Aktuar sämtliche lnformationen zugäng-
lich zu machen, die zur ordnungsgemäßen Erledigung seiner Aufgaben gemäß Absatz 1 bis
3 erforderlich sind.
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s8
Schiedsgericht

(1) lDer Aufsichtsrat bestellt im Einvernehmen mit dem Venrualtungsrat auf die Dauer von fünf

Jahren ein Schiedsgericht, das aus dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern besteht. 2Für

jedes Mltglied ist ein erster und ein zweiter Stellvertreter zu bestellen.

(2) lDer Vorsitzende und seine Vertreter müssen die Befähigung zum Richteramt oder zum
höheren Venrualtungsdienst besitzen. 2Ein Beisitzer muss dem Kreis der Arbeitgebe¡ der
andere dem Kreis der Versicherten angehören; die Beisitzer müssen in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis zu einem Beteiligten (S 11) oder Gewährleistungsträger (S 11

Abs.2) stehen oder Pflichtversicherte bei der Kasse sein. 3Der Eintritt in den Ruhestand oder
der Eintritt des Versicherungsfalles beendet die Mitgliedschaft im Schiedsgericht während
der laufenden Amtsperiode nicht.

(3) Das Schiedsgericht füh11 seine Geschäfte nach einer vom Vorsitzenden im Einvernehmen
mit dem Auf sichtsrat auf gestellten Verfahrensordnung.

(4) Das Schiedsgericht bleibt im Amt, bis ein neues Schiedsgericht bestellt ist

S8a
Rechtsstellung der Mitglieder der
Organe und des Schiedsgerichts

(1) lMitglied des Venrualtungsrats, des Aufsichtsrats und des Schiedsgerichts kann nur ein

Gemeindeglied der beteiligten Kirchen sein, das für das Amt eines Kirchenvorstehers (Pres-

byters) befähigt ist.'zMitglied des Vorstands kann nur sein, wer einer Gliedkirche der EKD

oder einer Kirche angehört, mit der die EKD in Kirchengemeinschaft verbunden ist.

(2) Die gleichzeitige Mitgliedschaft in mehr als einem der in S 2 a Abs. 1 aufgeführten Organe
sowie in einem Organ und dem Schiedsgericht ist nichtzulässig.

(3) lDie Mitglieder des Verwaltungsrats, des Aufsichtsrats, der Ausschüsse und des Schieds-
gerichts erhalten für die Teilnahme an einer Sitzung Ersatz ihrer Reisekosten und anstelle des
Tagesgeldes ein Sitzungsgeld, dessen Höhe der Aufsichtsrat im Einvernehmen mit dem
Vorsitzenden des Venrualtungsrats bestimmt. 2EtwaigerVerdienstausfallwird erstattet. 3lh-

nen dúrfen keine Darlehen gewährt werden. aBei Sitzungen des Venrualtungsrats und des
Aufsichtsrats erhalten deren lVitglieder je Sitzungstag mindestens ein volles Tagegeld. sWird

ein Mitglied des Aufsichtsrats mit Aufgaben betraut, die es in außergewöhnlicher Weise
beanspruchen, so kann eine angemessene Entschädigung gewährt werden.
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s8b
Mitarbeiter der Kasse

lDas Arbeitsverhältnis der Mitarbeiter wird durch Dienstvertrag geregelt. 2Auf das Arbeits-
verhältnis finden die für die kirchlichen Mitarbeiter im Bereich der Evangelischen Kirche in

Hessen und Nassau geltenden Bestimmungen in der jeweils gultigen Fassung entsprechen-
deAnwendung.

ss
Versicherungsaufs¡cht

Die Versicherungsaufsicht über die Kasse fùhrt das zuständige li/inisterium des Landes
Hessen.

s10
Auflösung der Kasse

(1) Die Auflösung der Kasse bedarf der Beschlussfassung durch den Venvaltungsrat (S 3 a
Abs. 1 Buchst. g) sowie der Genehmigung der Versicherungsaufsicht (S 9) und sàmtli-
cher Gewährleistungsträger.

(2) 1lm Falle der Auflösung erlöschen alle Versicherungen. 2Neue Versicherungen dürfen nicht
mehr begründet oder übernommen werden.

(3) lNach der Auflösung findet die Abwicklung statt. 'zZunächst sind alle Verbindlichkeiten ge-
genüber Dritten (Nichtversicherten) zu erfullen. 3lm Ubrigen sind zunächst die Ansprüche
der Rentenempfänger auf Leistungen, soweit sie auf freiwilligen Beitragsleistungen oder bis
zum 31 . Dezember 1977 entrichteten Beiträgen beruhen, sicherzustellen und dann die
Anwartschaften der bei der Kasse versicherten Personen auf diese Leistungen abzufinden,
4Aus dem restlichen Kassenvermögen sind die Ansprüche der Rentenempfänger hinsicht-
lich anderer als der in Satz 3 angeführten Leistungsteile abzufinden.

$10a
Übergangsregelung

lDie Mitglìeder des bisherigen Verwaltungsrats übernehmen die Funktion von Mitgliedern
des Venrualtungsrats dieser Satzung. 2Die ehrenamtlichen Mitglieder des bisherigen Vor-
stands übernehmen die Funktion von Aufsichtsräten dieser Satzung; der Vorsitzende des
bisherigen Vorstands übernimmt die Funktion des Vorsltzenden des Aufsichtsrats dieser
SaZung, 3Die hauptamtlichen Mitgliederdes bisherigen Vorstands ubernehmen die Funkt¡-

on von Mitgliedern des Vorstands dieser Satzung. aDie Wahl- und Berufungszeit der jewei-

ligen Mitglieder der bisherigen Organe wird von der 2. Anderung der Neufassung der
Satzung nicht berührt.
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ZweiterTeil
Versicherungsverhältnisse

Abschnitt I

Das Beteiligungsverhältnis

s11
Voraussetzungen der Beteiligung

(1) Beteiligte können aufgrund einer mit der Kasse abgeschlossenen Beteiligungsvereinbarung
folgende Arbeitgeber sein:

a) Kirchen reformatorischen Bekenntnisses und Zusammenschlüsse solcher Kirchen mit

ihren sämtlichen Rechtsträgern,
b) diakonische Werke, die ihnen angeschlossenen Anstalten und Einrichtungen sowie sons-

tige selbstständige diakontsche Einrichtungen und Anstalten,
c) sonstige kirchliche Arbeitgeber.

(2) lBeteiligungsvereinbarungen setzen die Ubernahme der Gewährleistung durch eine Kirche

voraus, die als Körperschaft des öffentlichen Rechts Kirchensteuerhoheit besitzt (Gewähr-

leistungsträger).'zDies gilt nicht fürVereinbarungen nach S 1 2.

(3) Die Kasse kann Beteiligungen an weitere Bedingungen und Auflagen knÜpfen

s12
FoÉsetzung von Beteiligungen

(1) Die Kasse kann mit einem Beteiligten, bei dem die Beteiligungsvoraussetzungen entfallen,

die Fortseizung der Beteiligung vereinbaren.

(2) ln dieserVereinbarung kann vorgesehen werden, dass nurdie in dem in derVereinbarung
festgelegten Zeitpunktvorhandenen pflichtversicherten Mitarbeiterweiterhin zu versichern
sind.

(3) lDie Fortsetzung der Beteiligung kann auf die freiwillige Versicherung beschränkt werden.
2Die Pflichtversicherungen der Mitarbeiter werden in diesem Fallzum Siichtag der Fortset-
zung beitragsfrei gestellt. 3$15 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des

Ausscheidens die Beendigung der Pflichtversicherungen tritt.

(4) lEine besondere Vereinbarung kann die Kasse auch mit einem Arbeitgeber abschließen, der

die Voraussetzungen des S 1 1 nicht erfüllt und der bisher weder bei der Kasse Beteiligter

noch bei einerZusatzversorgungseinrichtung, zu derVersicherungen übergeleitetwerden,
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Mitglied ist, wenn derArbeitgebervon einem BeteiligtenAufgaben und bisher pflichtversicherte

Mitarbeiter übernommen hat.'zDie Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.

(5) 1 Eine besondere Vereinbarung kann die Kasse ferner mit einem Arbeitgeber abschließen,
derdieVoraussetzungendes$ll nichterfülltundderbisherwederbei derKasseBeteiligter
noch bei einerZusatzversorgungseinrichtung, zu derVersicherungen übergeleitetwerden,
Mitglied ist, wenn an dem Arbeitgeber ein Beteiligter unmittelbar oder über ein verbundenes
Unternehmen beteiligt ist. 2Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.

(6) Die Vorschriften der Satzung über die Beteiligung gelten entsprechend, soweit nicht die
Besonderheiten der Vereinbarung einer entsprechenden Anwendung entgegenstehen.

g12a
Gewährleistung

(1) lDie Gewährleistungsträger haften gesamtschuldnerisch für die Erfüllung der Verbindlich-
keiten der Kasse. 2Dies gilt nicht für die Verbindlichkeiten aus Vereìnbarungen nach S 12.

(2) Für die Edùllung der Verbindlichkeiten der Kasse ist jeder Gewährleistungsträger im Verhält-
nis zu den übrigen Gewährleistungsträgern zu dem Anteilverpflichtet, der dem Verhältnis
der monatlichen Rentenlast für die Leistungsempfänger seines Personenkreises zur ge-
samten monatlichen Rentenlast der Kasse zu Beginn des Geschäftsjahres entspricht; dabei
bleiben Abfindungen unberücksichtigt.

s13
lnhalt der Beteiligung

(1 ) lDas Beteiligungsverhältnis ist ein privatrechtliches Versicherungsverhältnis zwìschen dem
Arbeltgeber und der Kasse. 2Sein lnhalt wird durch die Vorschriften dieser Satzung be-
stimmt. 3Die Beteiligung umfasst Pflichtversicherung und freiwillige Versicherung; in Ausnah-
mefällen kann die Beteiligung auf die freiwillige Versicherung beschränkt werden.

(2) lDer Beteiligte ist verpflichtet, der Kasse unentgeltlich über alle Umstände und Verhältnisse
Auskunft zu efteilen, die für den Vollzug der Vorschriften dieser Satzung von Bedeutung
sind. '?Er ist insbesondere verpflichtet,

a) unverzüglich seine sämtlichen der Versicherungspflicht unterliegenden N/itarbeiter bei
der Kasse anzumelden und bei Wegfall derVersicherungspflicht abzumelden,

b) der Kasse mitzuteilen, ob der Beitrag zur Pflichtversicherung und die im Rahmen der
Entgeltumwandlung gezahlten Beiträge aus pauschalversteuertem, individuellversteuer-
tem oder unversteueftem Einkommen stammen,

c) seinen Mitarbeitern nach Ablauf jedes Kalenderjahres sowie beim Ende der Pflicht-
versicherung einen Versicherungsnachweis der Kasse (S 51 Abs. 1) auszuhändigen,
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(3)

d) seinen Mìtarbeitern die von der Kasse zur Verf ügung gestellten Druckschriften auszu-

händìgen un

e) der Kasse je und frÜhere Arbeitsverhältnisse zu ertei-

len und ihr ei ungen für die Versicherungspflicht sowie

der Entrichtung der Beiträge und Sanierungsgelderzu gestatten,

f) bei Meldungen im elektronischen Datenaustausch die von der Kasse erlassenen Melde-

vorschriften anzuwenden bzw. im Schriftverkehr mit der Kasse die von ihr herausgege-

benen Formblätter zu benutzen,
g) die Kasse ùber die Beendigung der Beschäftigung von Mitarbeitern, die nicht der Versì-

cherungspflicht unterliegen und für die eine freiwillige Versicherung bei der Kasse be-

steht, zu informieren.

lDer Beteiligte ist verpflichtet, die für die Pflichtversicherung geschuldeten Beiträge sowie

Sanierungsgelderfristgemäß zu entrichten. 1Vährend der Beschâftigung werden die Beiträ-

ge zurfreiwilligen VersicherunO (S 0Z¡ vom Beteiligten an die Kasse abgefÜhrt. 3Zahlungen

sind mit den von der Kasse vorgegebenen BuchungsschlÜsseln zu versehen.

lNach Ablauf jedes Kalenderjahres hat der Betelligte der Kasse eine Jahresmeldung fÜr die

einzelnen Pflichtversicherten für die Beitrags- und Sanierungsgeldabrechnung zu übersen-

den, 2Dìe Jahresmeldung ist nach Versicherungsabschnitten zu gliedern, die die Berech-

nung der Anwartschaften ermöglichen,

lDie Meldungen zur Abrechnung der Beiträge und Sanierungsgelder mussen der Kasse

spätestens bis zum 28. Februar des Folgejahres zugehen. 2Die Kasse kann diese Frist im

Einzelfall verlängern. 3Für jeden Tag, um den die Frist uberschritten wird, kann die Kasse

eìnen Betrag von 25 Euro-insgesamt maximal 2.000 Euro-von dem Beteiligten fordern.4Der

pauschale Schadenersatz nach Satz 3 ist zu reduzieren, wenn der Beteiligte nachweist, dass

der konkrete Schaden der Kasse geringer ist. sSofern der konkrete Schaden höher ist als

der pauschale Schadenersatz nach Satz 3, bleibt es der Kasse unbenommen, ihren darüber

hinausgehenden Schaden aufgrund derverspâteten Meldung geltend zu machen.

Für Klagen aus dem Beteiligungsverhältnis ist ausschließlich das Gericht am Sitz der Kasse

zuständig.

s14
Beendigung der Beteiligung

(1) Die Beteiligung endet,

a) wenn der Beteiligte aufgelöst oder in eine andere juristische Person übergefÜhrt wìrd,

b) durch Kündlgung.

(5)

(4)

(6)
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(2) lDie Kündigung durch die Kasse ist zulässig, wenn die in oder aufgrund des S 
'1i für die

BegrÜndung der Beteiligung aufgestellten Voraussetzungen aus anderen als den in Absatz
1 Buchst. a niedergelegten Gründen ganz oder teilweise weggefallen sind. 2Darunter fällt
auch, wenn ein im Abrechnungsverband P (S 55 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a) Beteiligter keine
versicherungspflichtigen Mitarbeiter mehr beschäftigt. 3Die Kündigung ist mit einer Frist von
sechs Monaten zum Schluss eines Kalenderjahres auszusprechen. aDie Sätze 1 bis 3 gelten
entsprechend, wenn eine in einer besonderen Vereinbarung nach S 12 festgelegte Voraus-
setzung entfallen ist.

(3) Die KÜndigung durch den Beteilìgten ist zum Schluss eines Kalenderjahres mit
sechsmonatiger Frist zulässig.

(4) lDas Recht zur Kúndigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist bleibt unbe-
rÜhrt. 'zEin wichtiger Grund liegt insbesondere dann vol wenn der Beteiligte mit der Erfüllung
von Zahlungsverpflichtungen nach S 61 mit mehr als drei Monaten in Verzug ist.

(5) Die Kùndigung ist schriftlich auszusprechen und förmlich zuzustellen (S 81 ).

s15
Ausgleichsbetrag

(1) lDer ausscheidende Beteiligte hat an die Kasse einen Ausgleichsbetrag in Höhe des anteili-
gen Fehlbetrages fúr den Abrechnungsverband S (S 55 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c) zu entrich-
ten. 2Die erforderlichen versicherungsmathematischen Berechnungen erfolgen auf Kosten
des ausscheidenden Beteiligten.

(2) lDerAusgleichsbetrag ist innerhalb eines Monats nach Zugang der Entscheidun gzuzahlen
2Die Kasse kann die Bezahlung unter Berechnung von Zinsen stunden.

Abschnitt ll
Voraussetzungen und lnhalt der Versicherungsverhältnisse

s16
Arten der Versicherungsverhältnisse

(1) Versicherungsverhältnissesind

a) die Pflichtversicherung (SS i 7 bis 22),
b) diefreiwilligeVersicherung (S 23).

(2) lVersicherungsnehmer der Pflichtversicherung ist der Beteiligte. 2Versicherungsnehmer/in

der freiwilligen Versicherung und der beitragsfreien Versicherung kann die/der Versicherte
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oder der Beteiligte sein. 3Bezugsberechtigte der Pflichtversicherung und der beitragsfreien

Pflichtversicherung sind die/der Versicherle und deren/dessen Hinterbliebene. 4Bezugs-

berechtigte der freiwilligen Versicherung und der beitragsfreien freiwilligen Versicherung

sind die/derVersicherte und, soweit mitversicheft, auch deren/dessen Hinterbliebene.

1. Die PflichNersicherung

s17
Begründung der Pflichtversicherung

lDie Pflichtversicherung entsteht, falls die Voraussetzungen der Versicherungspflicht (S$ 1 8

und 19) gegeben sind, mit dem Eingang derAnmeldung. 'zSie beginnt zu dem Zeitpunkt, in

dem nach den Angaben in der Anmeldung die Vorausse2ungen für die Versicherungspflicht

eingetreten sind.

s18
Versicherungspfl¡cht

(1) lDerVersicherungspflicht unterliegen, vorbehaltlich des S 19, vom Beginn des Beschäfti-

gungsverhältnisses an Mitarbeiter, wenn sie

a) das 1 7. Lebensjahrvollendet haben und
b) die Wartezeit (S 32) erfüllen können.

2Die Wartezeit muss bis zum Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich

festgelegte Alter zum Erreichen einer abschlagsfreien Regelaltersrente vollendet, erfüllt wer-

den können; frühere Versicherungszeiten, die auf die Wartezeit angerechnet werden, sind zu

berùcksichtigen. 3Mitarbeiter im Sinne der Satzung sind Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer
und Auszubildende (S 22).aDerVersicherungspflicht unterliegen - vorbehaltlich des S 19 -
auch vertretungsberechtigte Organmìtglieder eines Beteiligten, für die dieTeilnahme an der

Zusatzversorgung durch Dienstvertrag vereinbart ist. sFür Mitarbeiter, die nach S 19 nicht

derVersicherungspflicht unterliegen, kann die Pflichtversicherung im Arbeitsvertrag aus-

drucklich vereinbart werden, es sei denn, die Beteiligung des Arbeitgebers ist auf die Durch-

führung der freiwilligen Versicherung beschränkt.

(2) lWechselt eine/ein Pflichtversicherte/rvon einem Beteiligten zu einem anderen Arbeitgebe¡
der weder Beteiligter der Kasse noch einer Zusatzversorgungseinrichtung ist, zu der Versi-

cherungen übergeleitet werden, an dem aber der Beteiligte unmittelbar oder über ein ver-

bundenes Unternehmen beteiligt ist, kann die Pflichtversicherung aufrechterhalten werden,

wenn die Pflicht zur Versicherung mìt Zustimmung der Kasse, die mit Auflagen versehen

werden kann, arbeitsvertraglich vereinbart wird. 2lm Verhältnis zur Kasse gilt der Beteiligte

welterhin als Arbeitgeber des Pflichtversicherten.
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(3) Diakonissen können aufgrund einer Sondervereinbarung versichert werden

sls
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

(1) Versicherungsfrei sind Mitarbeiter, die

a) bis zum Beginn der Beteiligung/Mitgliedschaft ihres Arbeitgebers beider Kasse oder
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von S 27 Abs, 1 nach einem
Tarifueftrag, einer Ruhelohnordnung oder einer entsprechenden Bestimmung für den
Fall der Dienstunfähigkeit oder des Erreichens einer Altersgrenze eine Anwartschaft
oder einen Anspruch auf eine vom Arbeitgeber zu gewährende lebenslängliche Versor-
gung und Hinterbliebenenversorgung auf der Grundlage des nach der Regelung
ruhegeldfähigen Arbeitsentgelts und der Dauer der Dienstjahre, Betriebszugehörlgkeit
oder dergleichen haben,

b) eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf lebenslängliche Versorgung nach beamten-
oder soldatenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden kirchen-
rechtlichen Regelungen mindestens in Höhe der beamtenrechtlichen Mindest-
versorgungsbezüge haben und denen Hinterbliebenenversorgung gewährleistet ist,

c) für das bei dem Beteiligten bestehende Arbeitsverhältnis aufgrund gesetzliche¡ tarit
licher oder vertraglicher Vorschrift eìner anderen Zusatzversorgungseinrichtung
(Versorgungsanstalt der deutschen Buhnen, Versorgungsanstalt der deutschen Kultur-
orchester, Bahnversicherungsanstalt Abteilung B oder einer gleichartigen Versorgungs-
einrichtung) angehören müssen,

d) bei der Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen oder der Versorgungsanstalt der
deutschen Kulturorchester freiwillig weiterversichert sind, und zwar auch dann, wenn
diese freiwillige Weiterversicherung später als drei Monate nach Aufnahme des Arbeits-
verhältnisses bei dem Beteiligten der Kasse endet,

e) Rente wegen Alters nach SS 36 bis 40 bzw SS 235 bis 238 SGB Vl als Vollrente erhalten
oder erhalten haben oder bei denen der Versicherungsfall der Betriebsrente wegen
Alters nach $ 43 Satz 2 i. V m. S 3'1 oder einer entsprechenden Vorschrift der Satzung
einer-Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von S 27 Abs 1 eingetreten ist,

f) eine Ubergangszahlung nach S 46 Nr. 4 ryöD BI-V CVKA) beziehungsweise eine Über-
gangsversorgung nach den tarifuertraglichen Vorgängerregelungen erhalten,

g) mit Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit zu einem ausländischen System der sozialen Si-
cherung nicht der Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung unterlie-
gen und sich dort auch nicht freiwillig versichert haben,

h) ihre Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder einem sons-
tigen Alterssicherungssystem auf ein Versorgungssystem der Europäischen Gemein-
schaften oder ein Versorgungssystem einer europäischen Einrichtung (2. B. Europäi-
sches Patentamt, Europäisches Hochschulinstitut, Eurocontrol) übertragen haben,

i) im Sinne des S 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB lV geringfügig beschäftigt sind,
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j) aufgrund einer Mitgliedschaft bei einer berufsständischen Versorgungseinrichtung von

der Versicherungspflicht auf ihren Antrag nach S 1 7 Abs. 3 Buchst. e der Satzung in der

am 31 . Dezember 2001 maßgebenden Fassung befreit wurden,
k) nicht unter den Personenkreis des S 1 der Tarifuerträge über die zusätzliche Altersvor-

sorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (ATV/Arv-K) fallen oder fallen wür-

den, wenn der Beteiligte einen dieserTarifuerträge anwenden würde,
l) für die Dauer ihrer freiwilligen Mitgliedschaft beim Versorgungswerk der Presse auf ihren

schriftlichen Antrag von der Pflicht zur Versicherung befreit worden sind; wird der Antrag

spätestens zwölf Monate nach Beginn der Pflicht zur Versicherung gestellt, gilt die

Pf lichtversicherung als nicht entstanden ;

m) in einem befristeten Arbeitsverhältnis mit einerwissenschaftlichen Tätigkeit an Hoch-
schulen oder Forschungseinrichtungen eingestellt werden, bisher nicht in der Zusatz-

versorgung pflichtversichertwaren und auf ihren Antrag vom Beteiligten von der Pflicht

zur Versicherung befreit worden sind, weil sle wegen der Dauer der Befristung die

Wadezeit nach S 32 Abs. 1 nicht erfùllen können oder
n) bei einem Arbeitgeber bescháftigt sind, dessen Beteiligung sich nur auf die Durchfüh-

rung der freiwilligen Versicherung beschränkt.

(2) Wird in den Fällen von Absatz 1 Buchst. m das Arbeitsverhältnis verlängert oder fortgesetzt,

beginnt die Pflichtversicherung mit dem Ersten des Monats, in dem die Verlängerung oder
Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses über fünf Jahre hinaus vereinbart wurde; eine rückwir-
kende Pflichtversicherung von Beginn des Arbeitsverhältnisses an ist ausgeschlossen.

(3) Absatzl Buchst.aundbgiltnichtfürdenMitarbeiter,dernurAnspruchaufWltwen-,Witwer-
oder Waisengeld oder einen entsprechenden Unterhaltungsbeitrag hat.

s20
Ende der Vers¡cherungspflicht

(1) Die Versicherungspflicht endet mit der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses oder
in dem Zeitpunkt, in dem ihre Voraussetzungen entfallen.

(2) lDie Abmeldung von der Pflichtversicherung (S 1 3 Abs. 2SaIz2 Buchst. a) kann unterblei-

ben, wenn das Arbeitsverhältnis unter den in S 66 Abs. 3 Satz 2 genannten Voraussetzungen
beendet worden ist. '?Die Abmeldung ist auf den Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsver-
håltnisses nachzuholen, falls der Pflichtversichefte von seinem Anspruch auf Wiederein-

stellung keinen Gebrauch macht.

(3) Die Höhe der Anwartschaft beschränkt sich - abgesehen von Anwartschaften aus Uber-
schüssen nach Maßgabe des $ 66 - auf die bis zum Ende der Beschäftigung eruorbenen
Versorgungspunkte.
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s21
Beitragsf reie Ff I ichtversicherung

(1 ) lDie Pflichtversicherung bleibt als beitragsfreie Pflichtversicherung bestehen, wenn die Vor-
aussetzungen für die Versicherungspflicht entfallen sind. 2Dies gilt auch

a) bei Beendigung der Beteiligung des Arbeitgebers oder
b) wenn der Anspruch auf Betriebsrente in den Fällen des $ 40 Abs. 1 Buchst. b erlischt,

(2) lDie beitragsfreie Pflichtversicherung endet bei Eintritt des Versicherungsfalles, Überleitung
der Pflichtversicherung auf eine andere Zusatzversorgungseinrichtung, Tod, Erlöschen der
Anwatlschaft oder bei Beginn einer erneuten Pflichtversicherung. 'zSie endetferner, wenn dìei
der Versicherte, die/der die Wartezeit nicht erfüllt hat, das 69, Lebensjahr vollendet.

s22
Ausbildungsverhältn isse

lAuszubildende im Sinne der Satzung sind Auszubildende und Schülerinnen/Schüle¡ die
unter den Tarifuertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes IIVAöD) vom 1 3. Sep-
tember 2005 in der jeweils geltenden Fassung oder vergleichbare kirchliche Arbeitsrechts-
regelungen fallen oder die unter einen dieser Tarifuerträge oder eine dieser kirchlichen
Arbeitsrechtsregelungen fielen, wenn der Beteiligte diese Tarifuertràge oder kirchlichen
Arbeitsrechtsregelungen anwenden würde. 2Als Mitarbeiter im Sinne der Satzung gelten
auch Auszubildende, Schüler/innen und Praktikanten/Praktikantinnen, mit denen der Arbeit-
geber die Pflichtversicherung vertraglich vereinbaft .

922a
Sondervorschriften für Mltglieder e¡nes Parlaments

(1) 1Für Pflichtversicherte, die nach S 23 Abs 2 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der
Mitglieder des Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz) in der gesetzlichen Renten-
versicherung oder in einer berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des S 6
Abs. 1 Nr. 1 SGB Vl nachversichert worden sind, können für die Kalendermonate ihrer
Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag, fürdie bei bestehender Pflichtversicherung Beitrá-
ge und Sanierungsgelder nicht entrichtet worden sind, Beitrage und Sanierungsgelder nach-
entrichtetwerden. 2Für die Ermittlung derVersorgungspunkte sind jeweils die für die nach-
versicherten Kalenderjahre maßgebenden Altersfaktoren zugrunde zu legen.

(2) lDie nachzuentrichtenden Beträge können nurfür alle in Absatz 1 genannten Monate in einer
Summe eingezahlt werden, 2Die Nachentrichtung ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsfall eingetreten ist. sBemessungsgrundlage für die nachzuentrichtenden Beträge ist
der monatliche Durchschnitt des Entgelts, das im Kalenderjahr vor dem Beginn der Mit-
gliedschaft im Deutschen Bundestag nach S 62 Abs. 2 zusatzversorgungspflichtig gewesen
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wâre, dynamisiert entsprechend der allgemeinen Einkommenserhöhung im offentlichen Dienst.
aDie nachzuentrichtenden Beträge sind für jedes Kalenderjahr, das auf das Kalenderjahr
folgt, fùr das die Beträge zu entrichten sind, mit jährlich 3,25 v, H. zu verzinsen.

(3) lDie Absätze 1 und 2 gelten für ehemalige Mitglieder des Europäischen Parlaments sowie fur

ehemalige Mitglieder des Parlaments eines Landes, deren Rechte und Pflichten aus dem

Arbeitsverhältnis in vollem Umfang geruht haben, entsprechend, wenn das Gesetz über die

Rechtsverhältnisse der Mitglieder dieses Parlaments eine Nachversicherung im Sinne des

S 23 Abs. 2 des Abgeordnetengesetzes vorsieht, 'zMitglieder des Parlaments eines Landes,

deren Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis nicht in vollem Umfang ruhen, sind bei

Anwendung der Satzung so zu behandeln, als ob ihre Rechte und Pflichten aus dem Arbeits-

verhältnis in vollem Umfang ruhten.

2. Die f reiwillige Versicherung

s23
Freiwillige Versicherung

(1) Die Durchführung derfreiwilligen Versicherung wird in den für den jeweiligen Veftrag gelten-

den Allgemeinen Versicherungsbedingungen geregelt.

(2) lDie Kasse ist berechtigt, für die freiwillige Versicherung folgende Daten aus der Pflicht-

versicherung zu erheben: Namen, Vornamen, Adresse, Geburtsdatum, Geschlecht, Höhe

des zusatzversorgungspf lichtigen Entgelts, Versicherungsnummer der Pf lichtversicherung,

Berufskennziffer sowie Name, Beteiligtennummer und Adresse des Beteiligten. 2Die Kasse

kann diese Daten zur lnformation der/des Versicherten über die Leistungen der freiwilligen

Versicherung sowie für die Erstellung unverbindlicher individuellerAngebote zurfreiwilligen
Versicherung verarbeiten und nutzen. 3Widerspricht die/derVersicherte schriftlich gegen-

überder Kasse insoweit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung, dürfen diese personen-

bezogenen Daten nicht weiter für die freiwillige Versicherung erhoben, verarbeitet und ge-

nutzt werden.

s24
Igestrichen]

s25
Igestrichen]

s26
[gestrichen]
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3. Uberleitung

827
Abschluss von Überleitungsabkommen

(l) rDie Kasse kann durch Überleitungsabkommen mit anderen Zusatzversorgungsein-
richtungen vereinbaren, dass

a) Versicherungszeiten bei diesen Einrichtungen für die Erfùllung der Wartezeiten als
Versicherungszeiten bei der Kasse gelten,

b) die bei diesen Einrichtungen en¡¡orbenen Anwartschaften aus der Pflichtversicherung
und Anwartschaften aus derfreiwilligen Versicherung nach einem Arbeitgebenruechsel
auf die neu zuständige Kasse übertragen werden. 2Die Übertragung von Anwartschaften
kann bis zum Eintritt des Versorgungsfalles aufgeschoben werden. 3Anwartschaften

nehmen an der Überschussverteilung bei der annehmenden Kasse erst ab dem Zeit-
punkt teil, zu dem der versicherungsmathematische Banruert berechnet worden ist.

aDie weiteren Einzelheiten sind in Uberleitungsabkommen zu regeln. sZusatzversorgungs-

einrichtungen im Sinne von Satz 1 sind die ordentlichen MitgliederderArbeitsgemeinschaft
kommunale und kirchliche Altersversorgung (AKA) e. V - Fachvereinigung Zusatz-
versorgung - und die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder.

(2) Mit zwischenstaatlichen und überstaatlichen Einrichtungen, mit der Versorgungsanstalt der
deutschen Bundespost, der Bahnversicherungsanstalt Abteilung B, der Versorgungsanstalt
der deutschen Buhnen und der Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester kann im
Rahmen von Abkommen auf der Grundlage von Gegenseitigkeit vereinbart werden, dass
der versicherungsmathematische Banruert der vor dem Arbeitgebenruechsel enruorbenen
Anwartschaften übertragen wird; bei einer Ubertragung an die Kasse wird der Banruert als
freiwillige Versicherung entgegengenommen.

(3) Von sonstigen Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung kann der versicherungs-
mathematische Baruert der bisher enrvorbenen Anwartschaften als freiwilllge Versicherung
entgegengenommen werden.

s28
Einzelüberleitungen

(1 ) lDie Uberleitung mit Zusatzversorgungseinrichtungen im Sinne von S 27 Abs. 1 findet statt

a) bei einerþinem Pflichtversicherten, deren/dessen Versicherungspflicht ohne Eintritt des
Versicherungsfalles geendet hat, mit dem Zeitpunkt der Begründung der neuerlichen
Pflichtversicherung,
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b) bei einer/einem Pflichtversicherten, die/der aus ihrer/seinerfrüheren Versicherung einen

Anspruch auf Betriebsrente besilzt, mit dem Zeitpunld der Begründung der neuerlichen
Pflichtversicherung,

c) bei einer/einem Pflichtversicherten, die/der gleichzeitig bei einer anderen ZusaIz-
versorgungseinrichtung pflichtversichert ist, wenn die Versicherungspflicht bei einer Kasse

endet,
d) bei einem Mitarbeiter, dessen Beschäftigungsverhältnis bei dem Beteiligten nach Errei-

chen eines die Versicherungspflicht ausschließenden Alters begründet worden und der
früher bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung pflichtversichert gewesen ist,

mit dem Zeitpunkt der Begründung des neuerlichen Beschäftigungsverhältnisses, wenn

durch die Überteitung die Voraussetzungen für die Versicherungspflicht hergestellt wer-

den, und zrvar auch dann, wenn die andere Zusatz/ersorgungseinrichtung eine Betriebs-
rente gewährt.

2Die Überleitung wird nur auf Antrag der/des Versicheften, im Falle des Satzes 1 Buchst. d

des Mitarbeiters, durchgeführt. 3Die/der Versicherte oder der Mitarbeiter hat den Antrag bei

Eintritt derVoraussetzungen des Satzes 1 unverzüglich zu stellen. 4Die Einzelheiten sind in

überleitungsabkommen zu regeln; dabei ist der finanzielle Ausgleich der von der Kasse
übernommenen Anwartschaften sichezustellen.

(2) Renten, die eine andere Zusatzversorgungseinrichtung gewährt hat oder gewährt, gelten

nach Durchfuhrung der Uberleitung als von der Kasse gewährt; insoweit gilt auch der
Versìcherungsfall, auf dem die Rentenzahlung beruht, als bei der Kasse eingetreten.

s2e
Gruppenüberle¡tung und Kassenwechsel des Arbeitgebers

lWerden pflichtversicherte Mitarbeiter eines Beteiligten an Rechts- oderAufgabennachfolger
abgegeben, die nicht Beteiligte der Kasse sind, oderwerden sie von einem Beteiligten im

Wege der Rechts- oderAufgabennachfolge übernommen, so düÍen Versicherungen die-

ser Mìtarbeiter nur abgegeben oder übernommen werden, wenn die Beteiligten und die

Versicherten der Kasse wegen der fortbestehenden oder übernommenen Verpflichtungen
keine Nachteile erleiden. ,Satz 1 gilt bei einem Kassenwechsel eines Beteiligten entspre-
chend.
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DritterTeil
Leistungen aus der Pflichtversicherung

Abschnitt I

Betriebsrenten

s30
Rentenarten

Die Kasse zahlt als Betriebsrenten

a) Altersrenten furVersichefte,
b) Erwerbsminderungsrenten fürVersicherte,
c) Hinterbliebenenrenten fürWitwen, Witwer und Waisen der Versicherten.

s31
Versicherungsfall und Rentenbeginn

(1) lDerVersicherungsfall wegen Alters aus der Pflichtversicherung tritt am Ersten des Monats
ein, von dem an derAnspruch auf gesetzliche Rente wegen Alters als Vollrente besteht. 2Der

Anspruch ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuwei-
sen.

(2) lDerVersicherungsfall wegen Berufsunfähigkeit bzw. wegen teilweiser odervoller En¡verbs-
minderung tritt am Ersten des Monats ein, von dem an der Anspruch auf gesetzliche Rente
wegen Berufsunfähigkeit bzw. teilweiser oder voller Enruerbsminderung besteht. 2Der An-
spruch ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuwei-
sen.

(3) lDen in der gesetzlichen Rentenversicherung Versicherten, die bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles nach Absatz 1 Satz 1 und Absa2 2 Satz 1 die Wartezeit nach S 32 erfüllt haben,
wird auf ihren schriftlichen Antrag von der Kasse eine Betriebsrente gezahlt. 2Die Betriebs-
rente beginnt - vorbehaltlich des S 39 - mit dem Beginn der Rente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung.

s32
Wartezeit

(1 ) lBetriebsrenten werden erst nach Erfùllung der Wartezeit von 60 Kalendermonaten gewähft.

'zDabei wird jeder Kalendermonat berücksichtigt, fùr den mindestens für einen Tag Aufwen-
dungen für die Pflichtversicherung nach S 61 Buchst, a erbracht wurden. 3Bis zum 31 . De-
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zember 2001 nach dem bisherigen Recht als Umlagemonate zu berücksichtigende Zeiten

zählen für die Erfüllung der Wartezeit, aFür die Efüllung der Wartezeit werden Versicherungs-

zeiten bei Zusatzversorgungseinrichtungen nach S 27 im Rahmen von Uberleitungs-
vereinbarungen zusammengerechnet.

(2) 1 Die Wartezelt gilt als erfüllt, wenn der Versicherungsfall durch einen Arbeitsunfall eingetreten

ist, der im Zusammenhang mit dem die Pflicht zur Versicherung begründenden Beschäfti-

gungsverhältnis steht, oder wenn die/der Versicherte infolge eines solchen Arbeitsunfalls
gestorben ist. 2Das Vorliegen eines Arbeitsunfalls ist durch Bescheid des Trägers der ge-

setzlichen Unfallversicherung nachzuweisen.

(3) ln den Fällen des S 7 Abs. 5 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des

Deutschen Bundestages und entsprechender gesetzlicherVorschriften werden Zeiten einer

nach dem Begìnn der Pflichtversicherung liegenden Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-

tag, im Europäischen Parlament oder in dem Parlament eines Landes auf die Wartezelt

angerechnet.

s33
Höhe der Betriebsrente

(1 ) Die monatliche Betriebsrente enechnet sich aus der Summe der bis zum Beginn der Betriebs-

rente (S 31 Abs.3 Satz 2) erworbenen Versorgungspunkte ($S 34,72 Abs,l Salz2),
multipliziert mit dem Messbetrag von vier Euro,

(2) Die Betriebsrente wegen teilweiser Eruerbsminderung beträgt die Hälfte der Betriebsrente,

die sich nach Absatz 1 bei voller Erwerbsminderung ergeben wÜrde.

(3) Die Betriebsrente mindert sich für jeden Monat, für den der Zugangsfaktor nach S 77 SGB

Vl herabgesetzt ist, um 0,3 v. H., höchstens jedoch um insgesamt 10,8 v H.

s34
Versorgungspunkte

(1) lVersorgungspunkteergebensich

das zusatzversorgungspflichtige Entgelt (S 62),

soziale Komponenten (S 35) und
Bonuspunkte (S 66)

2Die Versorgungspunkte nach SaE 1 Buchst. a werden jeweils zum Ende des Kalenderjah-

res bzw. zum Zeitpunkt der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses festgestellt und

dem Versorgungskonto gutgeschrìeben; die Feststellung und Gutschrift der Bonuspunkte

erfolgt zum Ende des folgenden Kalenderjahres. 3Versorgungspunkte werden jeweils auf

a) für
b) für
c) als



zwei Nachkommastellen gerundet; ist die dritte Nachkommastelle eine 5 bis 9, wird dabei
die zweite Nachkommastelle um 1 erhöht, sonst bleibt die zweite Nachkommastelle un-
verändert.

(2) lDie Anzahl der Versorgungspunkte für ein Kalenderjahr nach Absatz 1 Satz 1 Buchst. a
ergibt sich aus dem Verhältnis eines Zwölftels des zusatzversorgungspflichtigen Jahres-
entgelts zum Referenzentgelt von 1 .000 Euro, multipliziert mit dem Altersfaktor (Absatz 3);
dies entspricht einer Beitragsleistung von vierv H. des zusatzversorgungspflichtigen Ent-
gelts. 2Bei einer vor dem 1 . Januar 2003 begonnenen Altersteilzeit auf der Grundlage des
Altersteilzeitgesetzes werden die Versorgungspunkte nach Satz 1 mit dem 1,8Jachen
berücksichtigt, soweit sie nicht auf Entgelten beruhen, die in voller Höhe zustehen. 3liegt die
Beitragsleistung gemäß S 62 Abs. 2 Satz 1 unter 4 v H. des zusatzversorgungspflichtigen
Entgelts, wird dertatsächlich geleistete Beitrag durch den Regelbeitrag von 480 Euro geteilt
und mit dem Altersfaktor nach Absatz 3 multipliziert.

(3) DerAltersfaktor in der Pflichtversicherung beinhaltet eine jährliche Vezinsung von 3,25 v H.
während der Anwartschaftsphase und von 5,25 v. H. während des Bentenbezuges und
richtet sich nach der folgenden Tabelle; dabei gilt als Alter die Differenz zwischen dem
jeweiligen Kalenderjahr und dem Geburtsjahr:

Alter Alters-
faktor

17 3,1

18 3,0

19 2,9

20 2,8

21

22 2,6

23 2,5

oÁ 2,4

25 2,4

26 ¿,')

27 22

28 Z'Z

Alter Alters-
faktor

29 2,1

30 2,0

o1 2,0

32 1,9

CD 1,9

34 1,8

35 1,7

36 1,7

,J/ 1,6

38 I,b

39 1,6

40 15

Alter Alters-
faktor

41 1,5

42 1,4

43 1,4

44 1,3

45 1,3

46 10

47 1,2

48 1,2

49 1,2

50 I,1

51 1,1

c¿ 1,1

Alter Alters-
faktor

53 1,0

54 1,0

ÃÃ 1,0

56 1,0

tr-7 nq

58 0,9

59 0,9

60 0,9

bt 0,9

()¿ 0,8

63 0,8

64 u.
älter 0,8

it¿



s3s
Soziale Komponenten

(1 ) 1Für jeden vollen Kalendermonat, in dem das Arbeitsverhältnis wegen einer Elternzeit nach

S 15 BEEG ruht, sowie für Zeiten nach S 6 Abs. 1 lVuSchG werden für jedes Kind, fùr das ein

Anspruch auf Elternzeit besteht, die Versorgungspunkte berücksichtigt, die sich bei einem
zusatzversorgungspflichtigen Entgelt von 500 Euro in diesem Monat ergeben würden; es

werden jedoch höchstens je Kind 36 Kalendermonate berücksichtigt. 'zRuht während der
Zeiten im Sinne des Satzes 1 das Arbeitsverhältnis nicht oder wird während dieser Zeiten ein

weiteres Arbeitsverhältnis bei demselben Beteiligten begründet und beträgt das
zusatzversorgungspflichtige Entgelt aus diesem Arbeitsverhältnis monatlich weniger als
500 Euro, gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass als soziale Komponente die
Versorgungspunkte berücksichtigt werden, die sich bei einem zusatzversorgungspflichtigen
Entgelt in Höhe des Differenzbetrages zwischen dem tatsächlichen zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelt und 500 Euro ergeben würden. 3Bestehen bei mehreren Arbeitgebern
zusatzversorgungspflichtige Arbeitsverhältnisse im Sinne des Satzes 1 oder 2, bestimmt
die/der Pf lichtversicherte, für welches Arbeitsverhältnis die Versorgungspunkte nach Satz 1

oder2 berücksichtigtwerden.4MehrereArbeitsverhältnisse bei einem Beteiligten gelten als

ein Arbeitsverhältnis.

(2) lBei Eintritt des Versicherungsfalles wegen tellweiser oder voller Enruerbsminderung vor

Vollendung des 60. Lebensjahres werden Pflichtversicheften f ür jeweils zwölf volle, bìs zur

Vollendung des 60. Lebensjahres fehlende Kalendermonate (Zurechnungszeit) so viele
Versorgungspunkte hinzugerechnet, wie dies dem Verhältnis von durchschnittlichem mo-
natlichem zusatzversorgungspflìchtigem Entgelt der letzten drei Kalenderjahre vor Eintritt

des Versicherungsfalles zum Referenzentgelt entspricht; bei Berechnung des durchschnitt-
lichen Entgelts werden Monate ohne zusatzversorgungspflichtiges Entgelt nicht berück-
sichtigt 2lst in diesem Zeitraum kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt angefallen, ist für
die Berechnung nach Satz 1 das Entgelt zugrunde zu legen, das sich als durchschniitliches
monatliches zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Kalenderjahrvor dem Rentenbeginn
ergeben hâtte.

(3) lBei Beschäftigten, dle am 1 . Januar 2002 bereits 20 Jahre pflichtversichert sind, werden für
jedes volle Kalenderjahr der Pflichtversicherung bis zum 31 . Dezember 2001 mindestens
1 ,84 Versorgungspunkte berücksichtigt. 2Bei Beschäftigten, deren Gesamtbeschäftigungs-
quotient am 31 . Dezember 2001 kleiner als 1 ,0 ist, gift SaÞ 1 entsprechend mit der Maßgabe,
dass der FaKor 1 ,84 mit dem am 31 . Dezember 2001 maßgebenden Gesamtbeschäftigungs-
quotienten multipliziert wird.

s36
Betriebsrente f ür Hinterbliebene

(1) lStirbt eine/ein Versicherte/r, die/der die Wartezeit (S 32) erfüllt hat, oder eine/ein Betriebs-
rentenberechtigte/r, hat die hinterbliebene Ehegattin/der hinterbliebene Ehegatte Anspruch
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auf eine kle¡ne oder große Betriebsrente für WitwenA¡Vitwer, wenn und solange ein Anspruch
auf Witwen-Mitwerrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung besteht oder bestehen
würde, sofern kein Rentensplitting unter Ehegatten durchgeführtworden wäre.'?Art (kleine/
große Betriebsrente für WitwenAfuitwer), Höhe (der nach Ablauf des Sterbevierteljahres
maßgebende Rentenartfaktor nach S 67 Nrn. 5 und 6 und S 255 Abs. 1 SGB Vl) und Dauer
des Anspruchs richten sich - soweit nachstehend keine abweichenden Regelungen getrof-
fen sind - nach den entsprechenden Bestimmungen der gesetzlichen Rentenversicherung.
3Bemessungsgrundlage der Betriebsrenten für Hinterbliebene ist jeweils die Betriebsrente,
die die/der Verstorbene bezogen hat oder hätte beanspruchen können, wenn sie/er im
Zeitpunkt ihres/seines Todes wegen voller En¡lerbsminderung ausgeschieden wäre. aDie

Kinder der/des Verstorbenen haben entsprechend den Sätzen 1 bis 3 Anspruch auf Betriebs-
rente für Voll- oder Halbwaisen; Kinder sind die leiblichen und angenommenen Kinder sowie
die Pflegekinder im Sinne des $ 32 Abs. 1 Nr, 2 EStG. 5Als Kinder im Sinne des Satzes 4
gelten nur die Kinder, die nach S 32 Abs. 3, Abs. 4 Satz 1 Nr, 1 bis 3 und Abs. 5 ESIG
berúcksichtigungsfähig sind. 6Der Anspruch ist durch Bescheid des Trägers der gesetzli-
chen Rentenversicherung nachzuweisen,

(2) Anspruch auf Betriebsrente für WitwenAilitwer besteht nicht, wenn die Ehe mit der/dem
Verstorbenen weniger als zwölf Monate gedauert hat, es sei denn, dass nach den besonde-
ren Umständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleinige oder
übenruiegende Zweck der Heirat war, der Witwe/dem Witwer eine Betriebsrente zu verschaf-
fen.

(3) lWitwen-Mitwerrente und Waisenrenten dürfen zusammen den Betrag der ihrer Berech-
nung zugrunde liegenden Betriebsrente nicht übersteigen.2Ergeben die Hinterbliebenen-
renten in der Summe einen höheren Betrag, werden sie anteilig gekürzt. 3Erlischt eine der
anteilig geküzten Hinterbliebenenrenten, erhöhen sich die verbleibenden Hinterbliebenen-
renten vom Beginn des folgenden Monats entsprechend, jedoch höchstens bis zum vollen
Betrag der Betriebsrente der/des Verstorbenen.

s37
Anpassung der Betriebsrenten

Die Betriebsrenten werden jeweils zum 1 . Juli- erstmals ab dem Jahr 2002 - um 1 v. H

ihres Betrages erhöht.

s38
Neuberechnung

(1) Die Betriebsrente ist neu zu berechnen, wenn bei einer/einem Betriebsrentenberechtigten
ein neuer Versicherungsfall eintritt und seit dem Beginn der Betriebsrente aufgrund des
früheren Versicherungsfalles zusätzliche Versorgungspunkte zu berücksichtigen sind,
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(2) Durch die Neuberechnung wird die bisherige Betriebsrente um den Betrag erhöht, der sich

als Betriebsrente aufgrund der neu zu berücksichtigenden Versorgungspunkte ergibt; für

diese zusätzlichen Versorgungspunkte wird der Abschlagsfaktor nach S 33 Abs. 3 ge-

sondert festgestellt.

(3) lWird aus einer Betriebsrente wegen teilweiser Enverbsminderung eine Betriebsrente we-

gen voller Erwerbsminderung oder wegen Alters, wird die bisher nach $ 33 Abs. 2zur Hälfte
gezahlte Betriebsrente voll gezahlt. '?Wird aus einer Betriebsrente wegen voller Enruerbsmin-

derung eine Betriebsrente wegen teilweiser Enruerbsminderung, wird die bisher gezahlte

Betrlebsrente entsprechend S 33 Abs. 2zur Nälfte gezahlt. 3Die Absátze 1 und 2 sind

entsprechend anzuwenden, wenn zusäZliche Versorgungspunkte zu berücksichtigen sind,

(4) Bei der Neuberechnung der Betriebsrente sind Versorgungspunkte nach S 35Abs.2,
die aufgrund des früheren Versicherungsfalles berücksichtigt wurden, nur noch insoweit

anzurechnen, als sie die zusätzlichen Versorgungspunkte - ohne Bonuspunkte nach S 66 -
aus einer Pflichtversicherung übersteigen oder soweit in dem nach $ 35 Abs. 2 maßgeben-

den Zeitraum keine Pflichtversicherung mehr bestanden hat.

(5) Für Hinterbllebene gilt Absatz 3 Sätze '1 und 2 entsprechend

s3e
Nichtzahlung und Ruhen

(1) lDie Betriebsrente wird von dem Zeitpunkt an nicht gezahlt, von dem an die Rente wegen

Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach $ 100 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit

S 34 Abs. 2 SGB Vl endet. 2Die Betriebsrente ist auf Antrag vom Ersten des Monats an

wieder zu zahlen, für den der/dem Rentenberechtigten die Rente wegen Alters aus der

gesetzlichen Rentenversicherung wieder geleistetwird.3Wird die Altersrente der gesetzli-

chen Rentenversicherung nach Eintritt des Versicherungsfalles (S 31) als Teilrente gezahlt,

wird die Betriebsrente nur in Höhe eines entsprechenden Anteils gezahlt.

(2) lst der Versicherungsfall wegen voller oder teilweiser Enruerbsminderung eingetreten und

wird die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hinzuverdienstes nicht

oder nur zu einem Anteil gezahlt, wird auch die Betriebsrente nicht oder nur in Höhe eines

entsprechenden Anteils gezahlt.

(3) Die Betriebsrente ruht, solange die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ganz

oder teilweise versagt wird.

(4) lDie Betriebsrente ruht ferner, solange die/der Berechtigte ihren/seinen Wohnsitz oder dau-

ernden Aufenthalt außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union hat und trotz
Aufforderung der Kasse keine Empfangsbevollmâchtigte/keinen Empfangsbevollmächtigten

im lnland bestellt. 2Die Kasse kann Ausnahmen zulassen.
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(5) Die Betriebsrente ruht ferner in Höhe des Betrages des für die Zeit nach dem Beginn der
Betriebsrente gezahlten Krankengeldes aus der gesetzlichen Krankenversicherung, soweit
dieses nicht nach S 96 a Abs. 3 SGB Vl auf eine Rente wegen teilweiser Enruerbsminderung
anzurechnen oder bei einer Rente wegen voller Enrverbsminderung oder einer Rente wegen
Alters als Vollrente dem Träger der Krankenversicherung zu erstatten ist.

(6) Für Hinterbliebene gelten die Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung über das
Zusammentreffen von Rente und Einkommen entsprechend mitfolgenden Maßgaben:

a) Eventuelle Freibeträge sowie das Einkommen, das auf die Rente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung angerechnet wird, bleiben unberücksichtigt.

b) Der/demHinterbliebenenwerdenmindestens35v,H.derihr/ihmnachS36zustehen-
den Betriebsrente gezahlt.

s40
Erlöschen

(1) DerAnspruch auf Betriebsrente erlischt mit Ablauf des Monats,

a) in dem die/der Betriebsrentenberechtigte gestorben ist oder
b) für den Rente nach S 43 bzw. S 240 SGB Vl letztmals gezahlt worden ist oder
c) der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die Zusatzversorgungseinrichtung,

zu der die Versicherung úbergeleitet worden ist, zur Zahlung der Betriebsrente ver-
pflichtet ist.

(2) lDerAnspruch auf BetriebsrentefürWitwenMitwererlischt im Ubrigen mitAblauf des Mo-
nats, in dem die Witwe/der Witwer geheiratet hat. 2Für das Wiederaufleben der Betriebsrente
für Witwenffiitwer gilt S 46 Abs. 3 SGB Vl entsprechend.

s41
Abfindungen

(1) lBetriebsrenten aus einer Pflichtversicherung, die den Monatsbetrag nach $ 3 Abs. 2 BetrAVG
nicht überschreiten, werden abgefunden, Waisenrenten und Erwerbsminderungsrenten je-
doch nur auf Antrag. 2Überschreitet die Betriebsrente diesen Monatsbetrag, so kann sie auf
Antrag abgefundeñ werden, wenn die Übenveisungskosten unverhaltnismaAig hoch sind.
3Leistungen, die nach Entstehen des Anspruchs auf Betriebsrente gezahlt werden, werden
auf den Abfindungsbetrag angerechnet. 4Wird der Rentenantrag nach Ablauf der Ausschluss-
frist des S 52 Abs. 1 Satz 1 gestellt, tritt an die Stelle des Zeitpunkts des Entstehens des
Anspruchs der nach dieser Regelung maßgebende Beginn des Zweijahreszeitraums, für
den bei einer laufenden Leistung die Betriebsrenten nachzuzahlen wäre.
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(2) Die Abf indung kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zugang
der Entscheidung über den Antrag auf Betriebsrente (S a6 Abs. 1) beantragt werden.

(3) DerAbfindungsbetrag in der Pflichtversicherung wird berechnet, indem die Rente, die der/
dem Berechtigten im Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs zustand, mit einem in den

nachstehenden Tabellen genannten, dem Lebensalter entsprechenden Faktor vervielfacht

wird.

a) Betriebsrente für Versicherte

Alters-
faktor

Alter
der/des Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

154bis 20

15621

15822

161ZJ

24 162

25 164

26 166

lb/
28 168

29 169

30 170

31 171

17132

172JJ

17234

17235

17236

172oa

172eo

17239

40 172

Alter
der/des Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Alters-
faktor

41 172

42 172

43 172

44 172

45 172

46 172

17147

17148

17149

50 171

51 170

52 170

53 170

54 169

55 168

56 167

57 166
EO 165

59 164

60 162

61 160

Alter
der/des Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Alters-
faktor

62 158

63 tÒ3

15264

65 149

tìC) 146

67 142

6B 139

69 135

70 131

71 127

12472

120t\5

74 116

75 111

76 107

77 103

78 99

79 95

80 91
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b) Betriebsrente fûr Witwen und Witwer:

Alter
derldes Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Alters-
faktor

20 215

21 215

22 214

213

24 212

25 211

26 210

27 209

¿at 208

29 207

30 206

31 204

32 203
ao 201

34 200
OE 198

36 197

J/
.195

38 193

39 192

40 190

41 1BB

42 186

43 184

44 183

45 181

46 179

47 177

48 174

49 172

50 170

Alter
der/des Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Alters-
faktor

51 168

52 165
FO 163

54 161

Êt 158

56 155
tr7 153

5B 150

59 147

60 145

6.1 142

62 139

63 136

64 133

65 130

66 127

67 123

6B 120

69 116

70 113

71 109

106

102

74 9B

75 vc

76 91

77 87

7B B4

70 BO

BO

B1

Alter
der/des Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Alters-
faktor

t5¿ 70

B3 67

B4 63

B5 60

86 57
oa 55

BB 52

B9 50

90 47

91 45
ot 43

93 41

94 39

95 37

96 CE

97 33

9B 31

99 30

100 28

101 27

102 25

103 24

104 ce

105 22

106 21

107 20

r08 19

109 18

110 17
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c) Betriebsrente für Waisen

Alters-
faktor

Alter
der/des Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

1410

1371

1312

126.)

1204

114Ã

1086

1017

94o

Alter
der/des Berechtigten

beim Entstehen
des Anspruchs

Alters-
faktor

I oa

10 79

11 71

12 62

13 53

14 43

15 JJ

16 23
.17 und älter 12

(4) llst eine Betriebsrente nach Absatz 1 abzufinden, zu deren Ausgleich nach S 1587 BGB

durch Entscheidung eines Familiengerichts nach S 1 Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung von

Härten im Versorgungsausgleich Rentenanwartschaften bei einem Träger der gesetzlichen

Rentenversicherung begründetworden sind, enechnetsich derAbfindungsbetrag aus dem

unter Berücksichtigung des durchgefúhrten Versorgungsausgleichs geküzten Betrag der

Rente. 2Dies gilt auch dann, wenn die Rente vor derAbfindung noch ungekürzlzuzahlen
war.

(5) Mit derAbfindung erlöschen alle Ansprüche und Anwartschaften aus derVersicherung

(6) Die abgefundene Betriebsrente für Hinterbliebene gilt für die Anwendung des S 36 Abs. 3

nicht als abgefunden.

s42
Rückzahlung und Be¡tragserstattun g

(1) Ohne Rechtsgrund gezahlte Umlagen und Beiträge werden ohne Zinsen zurückgezahlt.

(2) lDie beitragsfrei Pflichtversicherten, die die Wartezeit ($ 32) nicht erfüllt haben, können bls

zur Vollendung ihres 69. Lebensjahres die Erstattung der von ihnen getragenen Beiträge

beantragen, 2Der Antrag auf Beitragserstattung gilt für alle von den Versicherten selbst
getragenen Beiträge und kann nicht widerrufen werden. 3Rechte aus der Versicherung für

Zeiten, fùr die Beiträge erstattet werden, erlöschen mit der Antragstellung. 4Die Beiträge

werden ohne Zinsen erstattet.
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(3) lSterben Versicherte nach Antragstellung, aber vor Beitragserstattung, gehen die Ansprü-
che auf die Hinterbliebenen über, die betriebsrentenberechtigt wären, wenn die Wartezeit
erfüllt wäre. 2Mit der Zahlung an einen der Hinterbliebenen erlischt der Anspruch der übrigen
Berechtigten gegen die Kasse.

(4) Beiträge im Sinne derAbsätze 2 und 3 sind

a) die fur die Zeit vor dem 1 . Januar 1978 entrichteten Pflichtbeiträge einschließlich der
Mltarbeiteranteile an den Erhöhungsbeiträgen,

b) Beiträge zurfreiwilligen Weiterversicherung,
c) die für die Zeit nach dem 3'l . Dezember 1977 entrichteten Mitarbeiteranteile an den

Erhöhungsbeträgen,
d) durch kirchliche Arbeitsrechtsregelung oder arbeits- oder tarifuertraglich vereinbarte

Beiträge des Pflichtversicherten zur Umlage, die nach $ 7 Abs, 1 Sätze 2 bis 4 des
Tarifuertrages über die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler Verwaltungen und
Betriebe entrichtetworden sind oderzu entrichten gewesen wären, wenn der Beteiligte
diesen Tarifuertrag anwenden würde.

s43
Sonderregelung für Beschäftigte, die in der

gesetzl¡chen Rentenvers¡cherung nicht versichert sind

1Für Mitarbeite¡ die in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind oder die
Voraussetzungen für den Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung nicht
erfüllen, gelten die SS 16 bis 42 entsprechend.'zSoweit auf Regelungen des Rechts der
gesetzlichen Rentenversicherung Bezug genommen wird, ist die jeweilige Regelung so
entsprechend anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versicherung in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung der Fallwäre.3BeiAnwendung des S 31 sind dabei anstelle derVersicherungs-
zeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung die Pflichtversicherungszeiten in der Zusatz-
versorgung zu berücksichtigen. aDie teilweise oder volle Enruerbsminderung ist durch einen
von der Kasse zu bestimmenden Facharzt nachzuweisen. sDie Kosten der Begutachtung
trägt derVersicherte. 6Die Betriebsrente ruht, solange sich die Betriebsrentenberechtigten
trotz Verlangens der Kasse innerhalb einer von dieser zu setzenden Frist nicht fachärztlich
untersuchen lassen oder das Ergebnis der Untersuchung der Kasse nicht vorlegen. TDer

Anspruch auf Betriebsrente erlischt mitAblauf des Monats, der auf den Monat folgt, in dem
der/dem Berechtigten die Entscheidung der Kasse über das Erlöschen des Anspruchs
wegen Wegfalls der En¡verbsminderung zugegangen ist.

s44
Eheversorgungsausgle¡ch

[wird ergänzt]
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Abschnitt ll
Verfahrensvorsch riften

s45
Antrag auf Leistungen

(1) lDie Kasse gewährt Leistungen nur auf Antrag. 2Dem Antrag sind die von der Kasse gefor-

derten Unterlagen beizufügen.3DerAntrag ist bei Pflichtversicherten ùberden Beteiligten

einzureichen, bei dem der Pflichtversicherte zuletzt in dem versicherungspflichtigen Be-

scháft igungsverhältnis gestanden hat,

(2) llst die/der Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der Kasse gestellt zu haben, so

kann der Antrag nur nachgeholt werden, wenn der/dem Verstorbenen ein Anspruch auf

Gewährung einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zugestanden und sie/er

den Antrag auf Gewährung dieser Rente gestellt hat. 2Das Recht, den Antrag nachzuholen,

steht nur dem überlebenden Ehegatten sowie den Abkömmlingen zu.

s46
Entscheidung und Gerichtsstand

(1) lDie Kasse entscheidet schriftlich über den Antrag auf Leistungen und über sonstige Rechte

aus dem Versicherungsverhältnis. lVird eine Leistung erbracht, so sind ihre Höhe, die Art

der Berechnung und ihr Beginn anzugeben. 3Wird elne Leistung abgelehnt oder die Zahlung

einer Bekiebsrente eingestellt, so ist dies zu begründen.

(2) Stellt sich nachträglich heraus, dass eine Entscheidung auf unrichtigen Voraussetzungen

beruht, so kann die Kasse die unrichtige Entscheidung aufheben und eine neue Entschei-

dung treffen.

(3) lAnsprüche aus der Pflichtversicherung können gegen die Kasse bei dem für deren Sitz

zuständigen Gericht geltend gemacht werden. 'zGerichtsstand ist der Sitz der Kasse in
Darmstadt.

(4) Falls die/derVersicherte oder Betriebsrentenberechtigte nach Beginn der Pflichtversicherung
ihren/seinen Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-

land verlegt oder der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageer-

hebung nicht bekannt ist, ist für Klagen aus dem Versicherungsvertrag ausschließlich das
Gericht am Sitz der Kasse zuständig.
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$46a
Härteausgleich

Die Kasse kann zur Vermeidung besonderer Härten im Einzelfall Leistungen ohne Anerken-
nung eines Rechtsanspruchswiderruflich bewilligen.

s47
Auszahlung

(1 ) lDie Betriebsrenten werden monatlich im Voraus auf ein Girokonto der/des Betriebsrenten-
berechtigten innerhalb eines lVitgliedsstaates der Europäischen Union übenruiesen. 2Die

Kosten der Uben¡veisung, mit Ausnahme der Kosten fur die Gutschrift, trägt die Kasse; für
Übenveisungen auf ein Konto außerhalb Deutschlands gilt dies nur, wenn diese im Rahmen
einer EU-Standardübenrueisung erfolgen kann; hiezu teilt die/der Betriebsrentenberechtigte
der Kasse ihre/seine internationale Kontonummer (lnternational Bank Account Number -
IBAN) sowie die internationale Bankleitzahl des kontoführenden Geldinstituts (Bank ldentifier
Code - BIC) mit. 3Besteht der Betriebsrentenanspruch nicht für einen vollen Kalendermonat,
wird der Ieil gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt.

(2) lStirbt eine/ein Betriebsrentenberechtigte/r, die/der den Leistungsantrag gestellt hat, vor der
Auszahlung, so können nur der überlebende Ehegatte oder die Abkómmlinge die Auszah-
lung verlangen. 2Wer den Iod der/des Betriebsrentenberechtigten vorsätzlich herbeigefuhrt
hat, hat keinen Anspruch nach Satz '1 

. sDie Zahlung an einen Hinterbliebenen bringt den
Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die Kasse zum Erlöschen.

(3) tHat die/der Betriebsrentenberechtigte ihren/seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt
außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, kann die Kasse die Zahlung der
Rente davon abhängig machen, dass die/der Betriebsrentenberechtigte einen Empfangs-
bevollmächtigten im lnland benennt oder die/der Betriebsrentenberechtigte die Auszahlung
der Rente auf ein auf ihren/seinen Namen lautendes Konto im lnland ermöglicht. 2Ferner ist
die Kasse berechtigt, die Leistungen für das laufende Kalenderjahr in einem Betrag im
Dezember auszuzahlen,3Rentenzahlungen in das Ausland erfolgen auf Kosten und Gefahr
des Berechtigten.

(4) Uberzahlungen können von der Kasse mit künftigen Leistungen verrechnet werden.

s48
Pflichten der Versicherten und Rentenberechtigten

(1) lVersicherte und Betriebsrentenberechtigte sind verpflichtet, der Kasse eine Verlegung ih-
res Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts sowie jede Anderung von Verhältnissen, die
ihren Anspruch dem Grunde oder der Höhe nach beruhren können, sofort schriftlich mitzu-
teilen.
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2lnsbesondere sind mitzuteilen

1. von allen Betriebsrentenberechtigten

a) die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
b) die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
c) der Bezug von Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen, Mutterschaftsgeld, Übergangs-

geld, Kurzarbeitergeld, Winterausfallgeld, Arbeitslosengeld, lnsolvenzgeld, Kran-
kengeld, Versorgungskrankengeld, Ubergangskrankengeld, Unterhaltsgeld u n d
Verletztengeld,

d) der Bezug einerTeilrente,
e) die Anderung der Rentenart in der gese2lichen Rentenversicherung

SOWIE

2. bei Betriebsrenten aus eigenerVersicherung

der Wegfall der Berufsunfähigkeit oder der En¡rerbsminderung und die Anderung von
voller in teilweise oder von teilweiser in volle En¡rerbsminderung und die Anderung der
Höhe der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hinzuverdienstes,

3. bei BetriebsrentenfürWitwen/Witwer

a) die erneute Eheschließung,
b) der Bezug von Alters- oder Enruerbsminderungsrenten aus eigener Versicherung,

Ruhegehalt oder vergleichbare Dienstbezüge aus einem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis, Rentenleistungen berufsständischer Versorgungseinrichtungen,

4. bei Betriebsrenten fürWaisen

das Ende derSchul- oder Berufsausbildung odereinesfreiwilligen sozialen Jahres oder
der Wegfall der Unterhaltsbedürftigkeit, wenn das 1 8. Lebensjahr vollendet ist,

5. von Versicherten, bei denen die soziale Komponente wegen Elternzeit (S 35 Abs 1)

berücksichtigt werden soll,

ob weitere zusa2versorgungspflichtige Arbeitverhältnisse bestehen.

(2) Versicherte und Betriebsrentenberechtigte sind ferner verpflichtet, innerhalb einer von der
Kasse zu setzenden Frist auf Anforderung Auskünfte zu erteilen sowie die erforderlichen
Nachweise und Lebensbescheinigungen vozulegen.

(3) Die Kasse kann die Betriebsrente zurückbehalten, solange der Betriebsrentenberechtigte
seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 und 2 oder seiner Verpflichtung, die Uberleitung der
Versicherung auf die Kasse zu beantragen, nicht nachkommt.
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(4) Verletzen Versicherte oder Betriebsrentenberechtigte ihre Pflichten nach dieser Vorschrift,
können sie sich nicht auf den Wegfall der Bereicherung berufen.

s4e
Abtretung von Ersatzansprüchen

lSteht der/dem Versicherten, der/dem Betriebsrentenberechtigten oder einer/einem an-
spruchsberechtigten Hinterbliebenen aus einem Ereignis, das die Kasse zur Gewährung
oder Erhöhung von Leistungen verpflichtet, ein Schadensersatzanspruch gegen einen Drit-
ten zu, so haben die anspruchsberechtigten Personen ihre Ansprüche gegen den Dritten bis
zur Höhe des Brutto-Betrags der Betriebsrente an die Kasse abzutreten. 2Der Übergang
kann nicht zum Nachteil der anspruchsberechtigten Personen geltend gemacht werden.
3Verueigern die anspruchsberechtigten Personen die Abtretung oder die Beibringung der
erforderlichen Unterlagen, so ist die Kasse zu einer Leistung nicht verpf lichtet.

s50
Abtretung und Verpfändung

lAnsprùche auf Kassenleistungen können nicht abgetreten, verpfändet oder beliehen wer-
den, 2Dies gilt nicht fürAnsprüche aus der Pflichtversicherung, die an einen Arbeitgeber, der
die/den Anspruchsberechtigte/n in der Zusatzversorgung angemeldet hat, oder an eine
andere Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von S 27 Abs. 1 abgetreten werden, 3Die

Abtretungserklärung ist der Kasse mit der Abmeldung oder mit dem Antrag zu übersenden.

s51
Versicherungsnachwe¡se

(1 ) lPflichtversicherte erhalten jeweils nach Ablauf des Kalenderjahres bzw. bei Beendigung der
Pflichtversicherung einen Nachweis über ihre bisher insgesamt enruorbene Anwartschaft auf
Betriebsrente wegen Alters nach S 33. 2Dabeiwerden neben derAnwartschaft auch die Zahl
derVersorgungspunkte und der Messbetrag angegeben. Zusátzlich sind die steuerrechtlich
vorgeschriebenen Angaben enthalten. aDer Nachweis ist - soweit einschlägig - mit einem
Hinweis auf die Ausschlussfristen nach den Absätzen 2 und 3 zu versehen. sWird der Nach-
weis im Zusammenhang mit der Beendigung der Pflichtversicherung erbracht, ist er um den
Hinweis zu ergänzen, dass die aufgrund der Pflichtversicherung enryorbene Anwartschaft
bis zum erneuten Beginn der Pflichtversicherung bzw bis zum Eintritt des Versicherungsfal-
les nicht dynamisiert wird, wenn die Wartezeit von 120 Umlage-/ Pflichtbeitragsmonaten
(S 66 Abs. 3) nicht erfüllt ist.

(2) rDie Mitarbeiter können nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zu-
gang des Nachweises gegenüber dem Beteiligten schriftlich beanstanden, dass die von
diesem zu entrichtenden Beiträge oder die zu meldenden Entgelte nicht oder nicht vollstän-
dig an die Kasse abgeführt oder gemeldet worden sind,
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a

(3) Beanstandungen in Bezug auf die ausgewiesenen Bonuspunkte sind innerhalb einer Aus-
schlussfrist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises schriftlich unmittelbar ge-
genüber der Kasse zu erheben.

(4) Nach Ablauf der jeweiligen Ausschlussfrist können keine Ansprüche mehr geltend gemacht
werden.

s52
Ausschlussfristen

(1) lDer Anspruch auf Betriebsrente für einen Zeitraum, der mehr als zwei Jahre vor dem Ersten
des Monats liegt, in dem der Antrag bei der Kasse eingegangen ist, kann nicht mehr geltend
gemachtwerden (Ausschlussfrist).2Dem Antrag stehteine Mitteilung des Berechtigten gleich,

die zu einem höheren Anspruch führt.

(2) Die Beanstandung, die mitgeteilte laufende monatliche Betriebsrente, eine Rentennachzahlung,

eine Abfindung, eine Beitragserstattung oder eine Rückzahlung sei nicht oder nlcht in der
mitgeteilten Höhe ausgezahlt worden, ist nur schriftlich und innerhalb einer Ausschlussfrist
von einem Jahr zulässig; die Frist beginnt bei laufenden Betriebsrenten mit dem Ersten des
Monats, für den die Betriebsrente zu zahlen ist, im Ubrigen mit dem Zugang der Mitteilung
über die entsprechende Leistung.

(3) Auf die Ausschlussfrist ist in der Mitteilung über die Leistung bzw. den Nachweis hinzuwei-
sen.

S52a
[gestrichen]

Vierter Teil
Finanzierung und Rechnungswesen

Abschnitt I

Allgemeines

s53
Kassenvermögen

(1) Das Kassenvermögen dient ausschließlich zur Deckung der satzungsmäßigen Leistungen

und der Verwaltungskosten der Kasse.
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(2) Die Mittel der Kasse werden

a) in der Pflichtversicherung durch Pflichtbeiträge und Sanierungsgelder,
b) in der freiwilligen Versicherung durch freiwillige Beiträge einschließlich der Altersvor-

sorgezulagen

sowie durch Vermögenserträge und sonstige Einnahmen aufgebracht.

ss4
Vermögensanlage

lDas Kassenvermögen ist nach den Grundsätzen des S 54 VAG so anzulegen, dass
möglichst große Sicherheit und Rentabilität bei jederzeitiger Liquidität und angemessener
Mischung und Streuung eneicht werden. 2Die Kasse regelt die Anlage ihres Vermögens
durch Richtlinien.

s55
Getrennte Verwaltung

(1) llnnerhalb des Kassenvermogens werden drei getrennte Abrechnungsverbände geführt,
und zwar

a) für Anwartschaften und Ansprüche, die auf nach dem 31 . Dezember 2001 entrichteten
Pflichtbeiträgen beruhen (Abrechungsverband P),

b) für Anwartschaften und Ansprüche, die auf nach dem 31 . Dezember 2001 entrichteten
freìwilligen Beiträgen beruhen (Abrechnungsverband F), und

c) für alle übrigen Anwartschaften und Ansprüche (Abrechungsverband S),

für die eigene versicherungstechnische Bilanzen erstellt werden, 2Diese sind vom Verant-
wortlichen Aktuar (S 7) zu testieren.

(2) 1Für jeden Abrechnungsverband werden Einnahmen und Ausgaben einschließlich der Kapi-
talanlagen gesondertvenrualtet.2Dabei werden Teilvermögen gebildet und die Uberschüsse
für jeden Abrechnungsverband gesondert ermittelt.

s56
Versicherungstechn¡sche Deckun gsrückstellungen

(1) Fur die Abrechnungsverbände nach S 55 Abs. 1 wird ln der Bilanz jeweils eine eigene
Deckungsrückstellung in Höhe des versicherungsmathematischen Barwerts aller am Bilanz-
stichtag bestehenden Anwaftschaften und Ansprüche eingestellt.

(2) Der für die Ermittlung zu berücksichtigende Rechnungszins und die Venrualtungskosten
werden im Rahmen des versicherungstechnischen Geschäftsplans festgelegt.
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ss7
Verlustrücklage

lZur Deckung von Fehlbeträgen ist für jeden Abrechnungsverband eine Verlustrücklage zu
bilden. 2Der Verlustrücklage sind jährlich mindestens 5 v H. des sich aus der versicherungs-
technischen Bilanz ergebenden Uberschusses zuzuführen, bis diese einen Stand von 10 v.

H. der Deckungsrückstellung erreicht oder nach lnanspruchnahme wieder erreicht.

s58
Rückstellung f ür Leistungsverbesserung

(1) Der Uberschuss, der sich entsprechend dem versicherungstechnischen Geschäftsplan
ergibt, wird getrennt nach Abrechnungsverbänden in die Rückstellung fur Leistungs-
verbesserung eingestellt, soweit er nicht zur Bildung weiterer geschäftsplanmäßig festge-
legter Rückstellungen benötigt wird.

(2) lDiese Rúckstellung dient derVerbesserung oder Erhöhung von Leistungen, insbesondere
zur Gewährung von Bonuspunkten. 2Sie kann zusàtzlich zur Deckung von Fehlbeträgen
herangezogen werden, wenn die Verlustrücklage nicht ausreicht.

(3) 1Für die Bemessung der Bonuspunkte wird im Abrechnungsverband S die anteilige Rück-
stellung für Leistungsverbesserung um 95 v. H. eines fiktiven Zinsertrages erhöht. 2Der

fiktive Zinsertrag bemisst sich nach der durchschnittlichen laufenden Verzinsung der zehn
nach der Bilanzsumme größten Pensionskassen gemäß dem zum Zeitpunkt der Fertigstel-
lung der versicherungstechnischen Bilanz jeweils aktuellen Geschäftsbericht der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht. 3Weist die versicherungstechnische Bilanz im Ge-
schäftsjahr einen Verlust aus, dann ist zunächst der Erhöhungsbetrag gemäß Satz 1 um
diesen Verlust zu vermindern. 4Verbleibt ein positiver Wert, dann erhöht sich die anteilige
Rückstellung für Uberschussbeteiligung im Abrechnungsverband S um diesen Wert. 5Um

den Erhöhungsbetrag nach den Sätzen 1 bis 4 wird der Fehlbetrag fur den Abrechnungs-
verband S erhöht.

s5e
Deckung von Fehlbeträgen

(1) Ergibt sich im Abrechungsverband P ein Fehlbetrag, der durch die lnanspruchnahme der
Verlustrücklage und die Rückstellung für künftige Leistungsverbesserung nicht gedeckt
werden kann, kann die Kasse den Pflichtbeitrag erhöhen.

(2) Maßnahmen zur Deckung von Fehlbeträgen in der freiwilligen Versicherung richten sich
nach den jeweiligen Allgemeinen Versicherungsbedingungen.

(3) Die Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 werden auf Vorschlag des Vorstands vom
Venrualtun gsrat beschlossen.
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s60
Verwaltungskosten und Rechnungslegung

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Venryaltungskosten (Personal- und Sachaufwand der Kasse) sind im Voraus durch
einen Kostenplan zu veranschlagen.

(3) Die Kasse hat für jedes Geschäftsjahr eine Jahresrechnung zu erstellen.

(4) DieJahresrechnungbestehtaus

a) dem Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang),
b) dem Lagebericht,
c) der Rechnung über die Ven¡valtungskosten.

(5) Für die Aufstellung und Gliederung des Jahresabschlusses und des Lageberichts gelten die
Vorschriften des Handelsgesetzbuches, der Verordnung über die Rechnungslegung der
Versicherungsunternehmen sowie die mit der Versicherungsaufsicht (S 9) getroffenen Ver-

einbarungen.

Abschnitt Il
Pflichtversicherung

s61
Aufwendungen für d¡e Pflichtversicherung

Der Beteiligte ist Schuldner der

a) Pflichtbeiträge (S 62 ROs. 1 und Abs. 2) und
b) Sanierungsgelder (S 63)

einschließlich einer durch kirchliche Arbeitsrechtsregelung oder tarit oder arbeitsvertraglich
vereinbarten Eigenbeteiligung der/des Pf lichtversicherten.

s62
Pflichtbeiträge

(1) Der Pflichtbeitrag ist in Höhe von 4 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts zu
zahlen.
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(2) lBeteiligte im Beitrittsgebiet können als Pflichtbeiträge folgende Mindestsätze leisten

für das Jahr 2002
für das Jahr 2003
für das Jahr 2004
für das Jahr 2005
ab dem Jahr 2006

1vH.,
2v.N.,
2v.H.,
3v H ,

4v H.

des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts (Absatz 3). zWird der Pflichtbeitrag von 4 v H.
nach SaL 1 unterschritten, werden Versorgungspunkte nach S 34 entsprechend dem Ver-

hältnis von tatsächlich geleistetem Beitrag zum Pflichtbeitrag von 4 v. H. erworben ($ S¿

Abs. 2 Satz 3).

(3) lZusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt ist,

der steuerpf lichtige Arbeitslohn.

2Kein zusatzversorgungspf lichtiges Entgelt sind

a) Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer Verueisung auf beamtenrechtliche Vor-

schriften beruhen, soweit die beamtenrechtlichen Bezüge nicht ruhegehaltfähig sind,
Bestandteile des Arbeitsentgelts, die durch kirchliche Arbeitsrechtsregelungen oder
Tarifuertrag ausdrücklich als nicht zusatzversorgungspflichtig bezeichnet sind, sowie
über-, außertarifliche und außerhalb kirchlicherArbeitsrechtsregelungen begründete
Bestandteile des Arbeitsentgelts, soweit sie durch Betriebsvereinbarung, Dienst-
vereinbarung oder Arbeitsvertrag ausdrücklich als nicht zusatzversorgungspflichtig
bezeichnet sind,

b) Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Zukunftssicherung der Mitarbeite¡
c) Krankengeldzuschüsse,
d) einmalige Zahlungen (2. B. Zuwendungen, Urlaubsabgeltungen), die aus Anlass der

Beendigung, des Eintritts des Ruhens oder nach der Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses gezahlt werden, mit Ausnahme der Teilzuwendung, die dem Beschäftigten gezahlt

wird, der mit Billigung des Bete¡ligten zu einem anderen Beteiligten der Kasse oder
einem Mitglied einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von $ 27 Abs. 1

übergetreten ist,

e) einmalige Zahlungen (2. B. Zuwendungen) insoweit, als bei ihrer Berechnung Zeiten

berücksichtigt sind, fùr die keine Beikäge für laufendes zusatzversorgungspflichtiges
Entgelt zu entrichten sind,

f) vermögenswirksame Leistungen, Jubiläumsgelder,
g) Sachbezüge, die während eines Zeitraumes gewährt werden, fÜr den kein laufendes

zusalzversorgungspf lichtiges Entgelt zusteht,
h) geldwerte Vorteile, die steuerlich als Arbeitslohn gelten,

i) geldliche Nebenleistungen wie Ersatz von Werbungskosten (2. B. Aufwendungen fÜr

Werkzeuge, Berufskleidung, Folrbildung) sowie Zuschüsse z. B. zu Fahr-, Heizungs-,

Wohnungs-, Essens-, Kontofuhrungskosten,
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j) Mietbeiträge an Beschäftigte mit Anspruch auf Trennungsgeld (Trennungsentschädi-
gung),

k) Schulbeihilfen,
l) einmaligeZuwendungen anlässlich des Enruerbs eines Diploms einerVerwaltungs- oder

Wirtschaftsakademie,
m) Prämien im Rahmen des behördlichen oder betrieblichen Vorschlagswesens,
n) Erfindervergütungen,
o) Kassenverlustenischädigungen (Mankogelder, Fehlgeldentschädigungen),
p) Einkünfte, die aus ärztlichen Liquidationserlösen zufließen,
q) einmalige Unfallentschädigungen,
r) Aufiruandsentschädigungen; reisekostenähnliche Entschädigungen; Entgelte aus Neben-

tätigkeiten;Tantiemen, Provisionen, Abschlussprámien und entsprechende Leistungen;
einmalige und sonstige nicht laufend monatlich gezahlte über- oder außertarifliche Leis-

tungen,
s) Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit.

3Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist ferner derTeil des steuerpflichtigen Arbeits-
entgelts, der nach Anwendung des Satzes 1 den 2,5Jachen Weft der monatlichen Beitrags-
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (West bzw. Ost) übersteigt;
wenn eine zusatzversorgungspflichtige Jahressonderzahlung gezahlt wird, ist der vor-
genannte Wert jährlich eìnmal im Monat der Zahlung der Jahressonderzahlung zu verdop-
peln; bei einer anteiligen Auszahlung der Jahressondezahlung in mehreren Monaten erhöht
sich der Weft pro Zahlungsmonat jeweils um das Verhältnis der ausgezahlten Jahres-
sonderzahlung zum Gesamtbetrag der Jahressonderzahlung im jeweiligen Kalenderjahr.
4Haben Beschäftigte für einen Kalendermonat oder für einen Teil eines Kalendermonats
Anspruch auf Krankengeldzuschuss - auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen
des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird -, gilt für diesen Kalendermonat als
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt der Urlaubslohn (zuzüglich eines etwaigen Sozialzu-
schlages) bzw. die Urlaubsvergütung für die Tage, für die Anspruch auf Lohn, Vergütung,
Urlaubslohn, Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge besteht.5ln diesem Kalendermonat
geleistete einmalige Zahlungen sind neben dem Urlaubslohn bzw. der Urlaubsvergütung
nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 6Für Mitarbeiter, die
zur Ubernahme von Aufgaben der Entwicklungshilfe im Sinne des S 1 Entwicklungshelfer-
Gesetz vom 1 8. Juni .1969 

in der jeweils geltenden Fassung ohne Arbeitsentgelt beurlaubt
sind, hat der Beteiligte fûr die ZeiTder Beurlaubung Beiträge an die Kasse abzuführen, wenn
derTräger der Entwicklungshilfe die Beiträge erstattet. 7Fùr die Bemessung der Beiträge gilt
als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt das Entgelt, von dem nach S 166 Abs. 1 Nr 4
SGB Vl die Beiträge fur die gesetzliche Rentenversicherung zu berechnen sind. sVerminde-

rungen des steuerpflichtigen Entgelts aufgrund einer Entgeltumwandlung gelten als steuer-
pf lichtiger Arbeitslohn.

(4) lWird Altersteilzeit nach dem 31 . Dezember 2002 begonnen, ist - unter Berücksichtigung
des Absatzes 3 Satz 1 - zusatzversorgungspflichtiges Entgelt während des Alters-
teilzeitarbeitsverhältnisses das 1 ,S{ache der zur Hälfte zustehenden Bezüge nach S 4 des
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Tarituertrages zur Regelung derAltersteilzeitarbeit (WATZ) zuzúglichderjenigen Bezüge,
die in voller Höhe zustehen. lVird ein Beitrag an die gesetzliche Rentenversicherung ge-
zahlt, der den Mindestbeitrag nach S 3 Abs. 1 Nr, 1 Buchst, b des Altersteilzeitgesetzes
übersteigt, ist das zusa2versorgungspflichtige Entgelt entsprechend zu erhöhen.

(5) 1Für Beteiligte der Kasse, die sich in einer wirtschaftlichen Notlage befinden, kann für die
Pflichtversicherung arbeitsrechtlich geregelt werden, dass für die Zusage von Leistungen für
die Dauer von bis zu drei Jahren bis zu einer Mindesthöhe von 2 v H, von der nach S 34 Abs.
2 zugesagten Leistung abgewichen werden kann. 2Das Meldeverfahren zu Satz 1 wird
gesondert in einer Durchführungsvorschrift geregelt, die der Vorstand ef ässt, 3Entspre-

chend der Verminderung der Leistungszusage für die bei dem Beteiligten beschäftigten
Pflichtversicherten reduziert sich für den Beteiligten insoweit der zu zahlende Betrag an die
Kasse.

s63
Sanierungsgeld

(1) Die Kasse kann ein Sanierungsgeld zur Deckung eines Fehlbetrages im Abrechnungs-
verband S erheben (S 3 aAbs. 1 Buchst. e).

(2) lBemessungsgrundlage für das pauschal durch die Beteiligten zu entrichtende Sanierungs-
geld ist die Gesamtsumme derzusa2versorgungspflichtigen Entgelte der Pflichtversichefien
des Abrechnungsverbandes S sowie das Fünffache der dem Abrechnungsverband S zu-
zuordnenden Renten. 'zDer auf den einzelnen Beteiligten entfallende Anteil der Bemessungs-
grundlage entspricht dem Verhältnis der Summe der zusatzversorgungspflichtigen Entgel-
te seiner Pflichtversicherten im Abrechnungsverband S zur Gesamtsumme der zusatz-
versorgungspflichtigen Entgelte aller Pflichtversicherten im Abrechnungsverband S. 3Als

Pflichtversicherter im Abrechnungsverband S gilt jeder Pflichtversichefte mitAnwaftschaften
auf Leistungen, die aus dem Abrechungsverband S zu erbringen sind.

(3) lDas Sanierungsgeld beträgt ab dem 1 . Januar 2003 0,5 v. H. der Bemessungsgrundlage.
2lm Beitrittsgebiet beträgt das Sanierungsgeld 0,2 v. H. der Bemessungsgrundlage. sln

regelmäßigen Zeitabständen, spätestens aberfùnf Jahre nach der letzten Festsetzung, ist
zu prùfen, ob und in welcher Höhe ein Sanierungsgeld weiterzu zahlen ist.

(4) lDas Sanierungsgeld wird von der Kasse nach Abschluss der Jahresabrechnung für das
vorangegangene Kalenderjahr erhoben. 2Es wird mit Bescheid der Kasse fällig und ist bis
zum Ende des Monats an die Kasse zu zahlen, der dem Monat der Zustellung des Beschei-
des folgt. 35 65 Satz 3 gilt entsprechend.

s64
Ioffen]
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s65
Fälligkeit von Beiträgen

lDie Beiträge sind in dem Zeitpunkt fällig, in dem das zusatzversorgungspflichtige Entgelt

dem Versicherten zufließt. 25ie müssen bis zum Ende des Kalendermonats der Fälligkeit bei

der Kasse eingegangen sein. 3Beiträge, die nach diesem Zeitpunkt eingehen, sind bis zum

Tage der Gutschrift mit jährlich fünf Prozentpunkten Über dem an diesem Tage geltenden

Basiszinssatz nach S 247 Abs. 1 BGB zu verzinsen, 4Bei rückwirkender Anmeldung gilt Satz

3 für die Zeit ab Beginn der Versicherung entsprechend.

s66
Überschussbeteitigung

(1) 1.lm Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz für dìe Pflichtversicherung werden die
úberschüsse jährlich bis zum Jahresende für das vorangegangene Geschäftsjahr unter
Beachtung der SS 57, 58 und 59 Abs. 1 und unter Berücksichtigung einer angemessenen
Kapitalausstattung festgestellt. 2Dabei werden, soweit nicht S 58 Abs, 3 zur Anwendung
kommt, die tatsächlich erzielten Kapitalerträge berücksichtigt. sEine Beteiligung an den

Bewertungsreserven gemäß $ 153 WG erfolgt nicht.

(2) Uber die Zuteilung von Bonuspunkten entscheidet der Venrualtungsrat auf gemeinsamen
Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat.

(3) 1Für die Zuteilung der Bonuspunkte kommen die am Ende des laufenden Geschäftsjahres
Pflichtversicherten sowie die zum gleichen Zeitpunkt beitragsfrei Versicherten, die eine War-

tezeit von 120 Umlage-/Pflichtbeitragsmonaten erfüllt haben, in Betracht; S 32 Abs. 1 Satz 4
gilt entsprech-end für übergeleitete Zeiten, deren Berücksichtigung bei der Bonuspunkte-
verteilung im Uberleitungsabkommen vorgesehen ist. 2Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis

in Folge von Witterungseinflüssen oderwegen anderer Naturereignisse nach besonderen
tarìfuertraglichen Vorschriften geendet hat und die bei Wiederaufnahme der Arbeit Anspruch
auf Wiedereinstellung haben, sowie Saisonbeschäftigte, die bei Beginn der nächsten Saison

voraussichtlich wiedereingestelltwerden, gelten als Pflichtversicherte im Sinne des Satzes 1.

Abschnitt lll
Freiwillige Versicherung

s67
Beiträge

52

Schuldner der Beiträge für die freiwillige Versicherung ist der/die Versicherungsnehmer/in.



.. s68
Uberschussbeteiligung

(1 ) 1lm Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz für die freiwillige Versicherung werden die
Uberschüsse jährlich bis zum Jahresende für das vorangegangene Geschäftsjahr unter
Beachtung der SS 57, 58 und 59 Abs. 1 und unter Berücksichtigung einer angemessenen
Kapitalausstattung festgestellt. 2Eine Beteiligung an den Bewertungsreseruen gemäß S 153
WG erfolgt nicht.

(2) Die Uberschussbeteiligung richtet sich nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen.

(3) Uber die Zuteilung der Bonuspunkte entscheidet der Verwaltungsrat auf gemeinsamen
Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat.

Fünfter Teil
Übergangsvorschr¡ften zur Ablösung des bis 31. Dezember 2001

maßgebenden Le¡stungsrechts

Abschnitt I

Übergangsregelungen f ür Rentenberechtigte

s6e
Am 31 . Dezember 2001 Versorgu ngsrentenberechti gte

(1) lDie Versorgungsrenten, die sich ohne Berücksichtigung von Nichtzahlungs- und Ruhens-
regelungen ergeben, und die Ausgleichsbeträge nach dem bis 31 . Dezember 2000 gelten-
den Zusatzversorgungsrecht werden für die am 31 . Dezember 2001 Versorgungsrenten-
berechtigten und versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen zum 31 . Dezember 2001

festgestellt. 2Ab dem 1 . Januar 2002 gilt - abgesehen von den in dieserVorschrift ausdrùck-
lich genannten Fällen - das bis zum 31 . Dezember 2000 geltende Zusatzversorgungsrecht
nicht mehr.

(2) lDie nach Absatz 1 festgestellten Versorgungsrenten werden vorbehaltlich des Satzes 3 als
Besitzstandsrenten weitergezahlt und entsprechend S 37 dynamisiert. 2Die abbaubaren
Ausgleichsbetráge werden jeweils in Höhe des Dynamisierungsgewinns abgebaut; die nicht
abbaubaren Ausgleichsbeträge werden nicht dynamisiert. 3Die am lag vor ln-Kraft-Treten
dieser Satzung geltenden Regelungen über die Nichtzahlung und das Ruhen sind entspre-
chend anzuwenden.

(3) Es gelten folgende Maßgaben
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a) lNeuberechnungen werden nur unter den Voraussetzungen des S 38 durchgefühtt;
zusätzliche Versorgungspunkte nach Satz 2 sind dabei zu berücksichtigen. 2Soweit

noch Zeiten vor dem 1 . Januar 2002 zu berücksichtigen sind, wird eine Startgutschrift
entsprechend den SS 72 bis 74 berechnet; ùbersteigt der hiernach festgestellte Betrag
den Belrag, der sich als Versorgungsrente am 31 . Dezember 2001 ergeben hat bzw.

ohne Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften ergeben hätte, wird die Differenz durch
den Messbetrag geteilt und dem Versorgungskonto ($ 34 Abs. 1) als Starlgutschrift
gutgeschrieben.

b) S 36 Abs. 3 und die S$ a0 bis 52 gelten entsprechend

c) lHat die Versorgungsrente vor dem 1 . Januar 2002 geendet und besteht die Möglichkeit
einer erneuten Rentengewährung, ist die Versorgungsrente, die sich unter Außer-
achtlassung von Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften und ohne Berücksichtigung
eines Ausgleichsbetrages (Absatz 1) am 31 . Dezember 2001 ergeben hätte, durch den
Messbetrag zu teilen und als Starlgutschrift auf dem Versorgungskonto (S 34 Abs. 1)

gutzuschreiben; im Ubrigen gelten in diesen Fällen die Vorschriften des Punktemodells.
2Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Versicherungsfall vor dem 1 . Januar 2002 eingetre-
ten ist, die Versorgungsrente jedoch erst nach dem 1 . Januar 2002 beginnt.

(4) lSind derVersicherungsfall derteilweisen odervollen En¡verbsminderung und der Renten-
beginn im Jahr 2001 eingetreten, gelten insoweit die bisher maßgebenden Satzungs-
regelungen -einschließlich der Regelungen der SaEung ln der Fassung der 37,, 38. und 39,

Satzungsänderung vom 1 9. Oktober 2001 und 1 8 April 2002 - für das Jahr 2001 fort. 'zAb
dem 1 . Januar 2002 gelten auch in diesen Fällen die Regelungen der Absätze 1 bis 3 und des
Absatzes 5. 3Neuberechnungen werden insoweit nur unter den Voraussetzungen des S 38
durchgeführt; zusätzliche Versorgungspunkte nach Absatz 3 Buchstabe aSalz2 sind dabei
zu berücksichtigen,

(5) Stirbt eine/ein unter Absatz 1 fallende/r Versorgungsrentenberechtigte/r, gelten die Vor-

schriften des Punktemodells für Hinterbliebene entsprechend.

s70
Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberecht¡gte

(1 ) Für Versicherungsrentenberechtigte und versicherungsrentenberechtigte Hinterbliebene,
deren Versicherungsrente spätestens am 31 . Dezember 2001 begonnen hat, wird die am
31 . Dezember 2001 maßgebende Versicherungsrente festgestellt.

(2) Die nach Absatz 1 festgestellten Versicherungsrenten werden als Besitzstandsrenten weiter-
gezahlt und entsprechend S 37 dynamisiert.

(3) S 69 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 bis 5 gelten entsprechend
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(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Leistungen nach der am Tag vor ln-Kraft-Treten dieser Satzung
geltenden Sonderregelung für Arbeitnehmer im Beitrittsgebiet (S 1 08 a der Satzung in der
am 31 . Dezember 2001 geltenden Fassung) und für Betriebsrenten nach S 18 BetrAVG,

die spätestensam 31. Dezember200l begonnen haben, entsprechend.

s71
VersicheÊe m¡t Rentenbeg¡nn am 1. Januar2OO2

Für Rentenberechtigte, deren Rente am I . Januar 2002 begonnen hat, finden die $S 69 und
70 entsprechende Anwendung.

Abschnitt ll
Übergangsvorschr¡ften für Anwartschaften der Versicherten

s72
Grundsätze

(1) 1Fúr die Versicherten werden die Anwartschaften nach dem am 31 . Dezember 2000 gelten-

den Recht der Zusatzversorgung entsprechend SS 73 und 74 ermittelt. 2Die Anwartschaften
nach Satz 1 werden unter Einschluss des Jahres 2001 ohne Berúcksichtigung der Alters-
faktoren in Versorgungspunkte umgerechnet, indem der Anwartschaftsbetrag durch den
Messbetrag von vier Euro geteilt wird; sie werden den Versorgungskonten (S 3a Abs. 1)

ebenfalls gutgeschrieben (Startgutschriften).

(2) 1Fürdie Berechnung derAnwartschaften sind, soweit jeweils erforderlich, die Rechengrößen
(insbesondere Entgelt, Gesamtbeschäftigungsquotient, Steuertabelle, Sozialversicherungs-
beiträge, Familienstand, aktueller Rentenwert, Mindestgesamtversorgung) vom 31 . De-
zember 2001 maßgebend; soweit gesamtversorgungsfähiges Entgelt zu berücksichtigen
ist, ergibt sich dieses - ohne Berücksichtigung einer Erhöhung zum 1 . Januar 2002 - aus

den entsprechenden Kalenderjahren vor diesem Zeitpunkt. 2Für die Rentenberechnung
nach S 18 Abs. 2 BetrAVG ist das am 31 . Dezember 2001 geltende Rentenrecht maßge-
bend.

(3) lBeanstandungen gegen die mitgeteilte Startgutschrift sind ìnnerhalb einerAusschlussfrist
von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises der Kasse schriftlich unmittelbar gegen-

über der Kasse zu erheben.2Auf die Ausschlussfrist ist in dem Nachweis hinzuweisen.3Nach
Ablauf der jeweiligen Ausschlussfrist können keine Ansprüche mehr geltend gemacht wer-

den.
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s73
Höhe der Anwartschaften für am 31. Dezember 2001 schon

und am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte

(1 ) lDie Anwartschaften der am 31 . Dezember 2001 schon und am 1 . Januar 2002 noch Pflicht-
versicherten berechnen sich nach S 18 Abs. 2 BetrAVG, soweit sich aus Absatz 2 nichts
anderes ergibt. 2Satz 1 gilt entsprechend für Beschäftigte, die nach den am 31 Dezem-
ber 2000 geltenden Vorschriften der Kasse als pflichtversichert gelten. 3$ 35 a der Satzung in

der am 31 . Dezember 2001 maßgebenden Fassung findet Anwendung, soweìt seine Vor-

aussetzungen zum 3l . Dezember 2001 bereits erfüllt waren.

(2) 1Für Beschäftigte im Tarifgebiet West bzw. Beschäftigte, die Pflichtversìcherungszeiten in der
Zusatzversorgung vor dem 1. Januar 1997 haben, und die am 1. Januar 2002 das 55.
Lebensjahr vollendet haben (rentennahe Jahrgänge), ist Ausgangswert für die bis 31 . De-
zember 200-l in der Zusatzversorgung (Gesamtversorgung) enruorbene Anwaftschaft die
Versorgungsrente, die sich unter Beachtung der Maßgaben des S 72, insbesondere unter
Berúcksichtigung der Mindestgesamtversorgung (S 32 Abs. 5 der Satzung in der am 31 . De-

zember 2001 maßgebenden Fassung) und des S 35 a der Satzung in der am 31 . Dezem-
ber 2001 maßgebenden Fassung, für die/den Berechtigte/n bei Eintritt des Versicherungs-
falles am 31 . Dezember 2001 , frühestens jedoch zum Zeitpunkt der Vollendung des 63, Le-

bensjahres vor Berücksichtigung des Abschlags ergeben würde, Ay'on diesem Ausgangs-
wert ist der Betrag abzuziehen, den die Versicherten aus dem Punktemodell bis zur Vollen-
dung des 63. Lebensjahres vor Berücksichtigung des Abschlags noch enruerben könnten,
wenn für sie zusatzversorgungspflichtige Entgelte in Höhe des mit dem Gesamtbeschäfti-
gungsquotienten vervielfachten gesamtversorgungsfähigen Entgelts gezahlt würden. 3Sind

am 31 . Dezember 2001 die Voraussetzungen für die Berücksichtigung des S 1 00 Abs. 3 der
Satzung in der am 3l . Dezember 2001 maßgebenden Fassung erfüllt, berechnet sich der
Versorgungs-Vomhundertsatz nach dieser Vorschrift mit der Maßgabe, dass nach S 100
Abs, 3 Satz 2 Buchst. a der Satzung in der am 31 , Dezember 2001 maßgebenden Fassung
abzuziehende Monate die Monate sind, die zwischen dem 31. Dezember 1991 und dem
Ersten des Monats liegen, der auf die Vollendung des 63. Lebensjahres folgt. aDie Sätze 1

bis 3 gelten für Beschäftigte, die am 31 . Dezember 2001 das 52. Lebensjahr vollendet haben
und eine Rente für schwerbehinderte Menschen beanspruchen könnten, wenn sie zu die-
sem Zeitpunkt bereits das 60. Lebensjahr vollendet hätten, entsprechend mit der Maßgabe,
dass an die Stelle des 63. Lebensjahres das entsprechende, für sie individuell frühest-
mögliche Eintrittsalter in die abschlagsfreie Rente für schwerbehinderte Menschen maßgeb-
lich ist. sWerden in den Fällen des Satzes 4 die Voraussetzungen für die Mindest-
gesamtversorgung zwischen dem Zeitpunkt der Hochrechnung nach SaE 4 und derVollen-
dung des 63. Lebensjahres erfüllt, erfolgt die Berechnung der Anwaûschaft abweichend von
Satz 4 bezogen auf den Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen der Mindestgesamt-
versorgung erfüllt wären.

(3) Für Beschäftigte im TarifgebietWest bzw für Beschäftigte, die Pflichtversicherungszeiten in

der Zusatzversorgung vor dem 1. Januar 1997 haben, und die vor dem 14. November
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2001 Altersteilzeit oder einen Vorruhestand vereinbafi haben, gilt Absatz 2 mit folgenden
Maßgaben:

a) An die Stelle des 63. Lebenslahres tritt das vereinbarte Ende des Altersteilzeitarbeits-
verhältnisses bzw. in den Fällen des Vorruhestandes das Alter, zu dem nach der Vor-

ruhestandsvereinbarung die Rente beginnen würde.

b) lDer anzurechnende Bezug nach Absatz 4 wird in den Fällen, in denen die Mindest-
gesamtversorgung nach dem bis zum 31. Dezember 2000 geltenden ZusaIz-
versorgungsrecht maßgeblich gewesen wäre, um die Abschläge vermindefi, die sich
zu dem Zeitpunkt, auf den die Startgutschrift hochgerechnet wird, voraussichtlich erge-
ben werden; diese Abschläge sind der Kasse vom Beschäftigten in geeigneter Weise
nachzuweisen. 2Die Startgutschrift ist in den Fällen des Satzes'1 um den Betrag der sich
im Zeitpunkt der Hochrechnung nach Satz 1 voraussichtlich ergebenden Abschläge
gemäß $ 33 Abs. 3 zu erhöhen.

(3 a) lPflichtversicherte, bei denen der Versicherungsfall der vollen Enruerbsminderung vor dem

1 . Januar 2007 eingetreten ist, deren Startgutschrift nach Abs. 1 berechnet wurde und die am

3l . Dezember 2001

a) das 47 Lebensjahrvollendet sowie
b) mindestens 120 Umlagemonate zurückgelegt hatten,

erhalten in Abweichung von dem ùblichen Verfahren eine zusätzliche Startgutschrift in Höhe

des Betrages, um den die Startgutschrift nach Abs a\z2 die Startgutschrift nach Absatz 1

übersteigt; bei Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 sind die Maßgaben der Sätze

2 und 3 zu beachten. 2Die Berechnung erfolgt bezogen auf die Vollendung des 63. Lebens-
jahres. 3Als anzurechnender Bezug wlrd die tatsáchliche, entsprechend Absatz 5 auf das
vollendete 63. Lebensjahr hochgerechnete gesetzliche Rente zugrunde gelegt. aDie sich

nach den Sätzen 1 bis 3 ergebende zusätzliche Startgutschrift gilt beiAnwendung des S 66

als soziale Komponente im Sinne des S 35.

(4) 1Für die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 ist die Rentenauskunft des gesetz-

lichen Rentenversicherungsträgers zum Stichtag 31 . Dezember 2001 nach Durchführung

einer Kontenklärung maßgebend.2Die Pflichtversicherten haben, sofern sie nicht bereits

über eine Rentenauskunft aus dem Jahr 2001 verfugen, bis 30, September 2002 eine Renten-

auskunft zu beantragen und diese unverzüglich der Kasse zu übersenden. 3Sofern die

Rentenauskunft aus von den Pflichtversicherten zu vertretenden Gründen bis 31 . Dezem-

ber 2003 nicht beigebracht wird, wird die Startgutschrift nach Absatz 1 berechnet. 4Bei

Vorliegen besonderer Gründe kann die Kasse eine angemessene Fristverlängerung ge-

währen, ssoweit bis 31 . Dezember 2002 bereits ein bestands- oder rechtskräftiger Renten-

bescheid der gesetzlichen Rentenversicherung vorliegt, ist - abweichend von Satz 1 -
dieser Grundlage für die Berechnung nach Absatz 2.
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(5) lFur die Zeit bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres werden Entgeltpunkte in Höhe des
jährlichen Durchschnitts der in dem Zeitraum vom 1 . Januar 1999 bis 31 . Dezember 2001
tatsächlich aus Beitragszeìten erworbenen Entgeltpunkte in Ansatz gebracht.'zBei Pflicht-
versicherten, die nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind, wird der
anzurechnende Bezug nach der bisher geltenden Regelung berücksichtigt; Zuschüsse werden
inHöhedesjährlichenDurchschnittsderinderZeitvoml.Januarl999bis3l. Dezember
2001 tatsächlich gemeldeten Zuschüsse in Ansa2 gebracht. 3lst in den Jahren 1 999 bis 2001

kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt bezogen worden, ist gesamtversorgungsfähiges
Entgelt das zusatzversorgungspflichtige Entgelt, das sich ergeben hätte, wenn für den
gesamten Monat Dezember 2001 eine Beschäftigung vorgelegen hätte. aSind in den Jahren
1 999 bis 2001 keine Entgeltpunkte erworben worden, ist für die Ermittlung der Entgeltpunkte
das rentenversicherungspflichtige Entgelt maßgebend, das im Monat Dezember 2001 be-
zogen worden wäre, wenn während des gesamten Monats eine Beschäftigung vorgelegen
hätte; für die Ermittlung der Zuschüsse gilt dies entsprechend.

(6) 1Fùr dle Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 1 und 2 haben die Pflichtversicherten
bis 31, Dezember 2002 dem Beteiligten den Familienstand am 31. Dezember 2001 (S 32
Abs. 3 c Buchst, a und b der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fas-
sung) mitzuteilen, 2Der Beteiligte hat die Daten an die Kasse zu melden,

(7) Für die Dynamisierung derAnwartschaften gilt $ 66.

s74
Höhe der Anwartschaften für

am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte

(1) lEine zum 31 . Dezember 2001 bestehende beitragsfreie Versicherung nach $ 25 der Sat-
zung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung oder eine am 31 Dezember
beendete Pflichtversicherungwird ab 1. Januar2002zueinerbeitragsfreien Pflichtversicherung
(S 21).'zFreiwillig Weiterversicherte können die Umwandlung derfreiwilligen Weiteruersicherung
in eine freiwillige Versicherung zum 1 Januar 2002 beantragen; der Antrag ist bis zum 31 .

Dezember 2002 zu stellen.

(2) lDie Startgutschriften der am 1. Januar 2002 beitragfrei Versicherten werden nach der am
31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. 2Für die
Dynamisierung derAnwartschaften gilt S 66

(3) 1Für Beschäftigte im Beitrittsgebiet, fùr die S 1 08 a der Satzung in der am 31 . Dezember 2001
geltenden Fassung gilt, findet Absatz 2 mit der lVaßgabe Anwendung, dass die Start-
gutschriften nur nach S 35 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 geltenden Fassung
berechnet werden und der Berechnung das Entgelt zugrunde zu legen ist, das bei Pflicht-
versicherung in den letzten funf Jahren vor Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses
zusatzversorgungspflichtig gewesen wäre, 2Fùr diese Beschäftigten gilt die Wartezeit als
erfüllt.

58



(4) Für die Íreiwillig Weiterversicherten gilt Absatz 2 entsprechend.

S74a
Sonderregelung für Versicherte im Beitrittsgebiet

(1 ) lFur die/den im Beitrittsgebiet Versicherte/n, bei der/dem der Versicherungsfall vor Erfül-
lung derWartezeit (S 32) eingetreten ist, und dervom 1, Januar 1992 an ununterbrochen bei
einem Beteiligten, dessen Rechts- oder Funktionsvorgänger oder bei einem Arbeitgebe¡
der Mitglied einer Zusatzversorgungseinrichtung ist, von der Versicherungen zur Kasse
übergeleitet werden, bzw. bei dessen Rechts- oder Funktionsvorgänger in einem Arbeits-
verhältnis gestanden hat, das - bei Geltung der am 31 . Dezember 2001 maßgebenden
Fassung der Satzung - zur Pflichtversicherung geführt hätte, und

a) die/der vom 1 . Januar I997 an bis zum Eintritt des Versicherungsfalles ununterbrochen
pf lichtversichert gewesen ist oder

b) nach dem 1. Januarl997

aa) aufgrund einervom Beteiligten aus betrieblichen Gründen ausgesprochenen Kün-
digung oder aufgrund eines von dem Beteiligten aus nicht verhaltensbedingten
Gründen veranlassten Auflösungsvertrages aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschie-
den,

bb) vom 1 . Januar 1997 an bis zum Ende des Arbeitsverhältnisses ununterbrochen
pf lichtversichert gewesen und

cc) bei dem der Versicherungsfall nach S 30 Abs. 1 der Sa2ung in der am 31 . Dezem-
ber 2001 maßgebenden Fassung vor dem 2, Dezember 2003 eingetreten ist,

gilt die Wartezeit als erfüllt.2Tritt derVersicherungsfall nach S 30Abs. 1 Satz 1 Buchst. b, c
oder e bis g der am 31 . Dezember 2001 maßgebenden Fassung der Satzung ein, ruht die
Renie in voller Höhe bis zu dem Zeitpunkt, von dem an der Versicherte eine Leistung im
Sinne des $ 30 Abs. 1 Satz 1 Buchst. d in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden
Fassung erhalten könnte.

(2) Absatz 1 gilt fúr Hinterbliebene einer/eines vor Erfüllung der Wartezeit verstorbenen Versi-
cherten entsprechend.
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Abschnitt lll
Sonstiges

s75
Sterbegeld

(1) lSterbegeld wird bei Fortgeltung des bisherigen Rechts (S a9 Abs, 1 bis 3 und 8 der Satzung
in der am 31 . Dezember 2001 maßgebenden Fassung) Anspruchsberechtigten unter Be-
rücksichtigung des am 3l . Dezember 2001 maßgebenden Gesamtbeschäftigungsquotienten
in folgender Höhe gezahlt:

für Sterbefälle im Jahr 2002
im Jahr 2003
im Jahr 2004
im Jahr 2005
im Jahr 2006
im Jahr 2007

1.535 Euro,
1.500 Euro,
1.200 Euro,

900 Euro,

600 Euro,
300 Euro.

'?Ab dem Jahr2008 entfällt das Sterbegeld.

(2) Der Anspruch auf Sterbegeld ist innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren seit Entste-
hen des Anspruchs schriftlich bei der Kasse geltend zu machen,

s76
Übergangsregelung für Beschäftigte oberhalb

der Vergütungsgruppe I BAT

1Für Beschäftigte, für die fur Dezember 2001 schon und fur Januar 2002 noch elne zusátz-
liche Umlage nach S 62 Abs. 4 der Satzung in der am 31 . Dezember 2001 maßgebenden
Fassung gezahlt wurde, ist in diesem Arbeitsverhältnis zusätzlich ein Pflichtbeitrag in Höhe
von neun v. H. des übersteigenden Betrages vom Beteiligten zu zahlen, soweit das monat-
liche zusatzversorgungspflichtige Entgelt den Grenzbetrag nach Satz 3 übersteigt. 2Die sich
aus dem úbersteigenden zusatzversorgungspflichtigen Entgelt ergebenden Versorgungs-
punktesind miT3,25zu multiplizieren.3Grenzbetrag istdas 1,133{achedes Betragesder
Entgeltgruppe 1 5 Stufe 6 WöD/VKA Tarifgebiet West bzw. Tarifgebiet Ost - jährlich einmal
einschließlich der Jahressonderzahlung, wenn die/der Beschäftigte eine zusatz-
versorgungspflichtige Jahressonderzahlung erhält; bei einer anteiligen Auszahlung der
Jahressondezahlung in mehreren Monaten erhöht sich der Wert pro Zahlungsmonat jeweils
um das Verhältnis der ausgezahlten Jahressonderzahlung zum Gesamtbetrag derJahres-
sondezahlung im jeweiligen Kalenderjahr.
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s77
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

f ü r höherversicherte Mitarbeiter

Die Mitarbeiter, deren zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung im Wege der Hö-
herversicherung bis 31 . Dezember 1997 durchgeführt wurde und die seinerzeit keine Erklä-
rung zur Teilnahme an der Zusatzversorgung abgegeben haben, sind weiterhin nicht zu
versichern,

$77a
Übergangsregelungen

lst die/der Versicherte oder die/der Betriebsrentenberechtigte vor dem 1 Juli 2007 verstor-
ben, findet S 36Abs. 1 Satz 5 keine Anwendung; dies gilt nicht fúr Neuzusagen, die nach dem
31 . Dezember 2006 erteilt wurden.

s78
Beteiligungsvereinbarungen mit Einzelpersonen

Bestehende Beteiligungsvereinbarungen mit Einzelpersonen nach S 10 Abs. 1 Buchst. d
der Satzung in der am 31 . Dezember 2001 geltenden Fassung werden als freiwillige Versi-
cherungen fortgef ührt.

SechsterTeil
Rechtsweg

s7s
[gestrichen]

s80
Klage

(1) Gegen die Entscheidung der Kasse (S a6Abs. 1) ist nach deren Zugang die Klage zulässig
entweder

a) zum Schiedsgericht, wenn zwischen dem Antragsteller und der Kasse vereinbadwird,
dass anstelle der ordentlichen Gerichte das Schiedsgericht über den Streitgegenstand
endgültig nach dem in derVefahrensordnung fur das Schiedsgericht geregelten Ver-
fahren entscheiden soll (SchiedsvertraS ISS 1 029 ff ZPO]),

oder

61



b) zum ordentljchen Gericht, wenn ein Schiedsveftrag nach Buchstabe a nicht abgeschlos-
sen wird.

(2) Die Klage zum Schiedsgericht ist schriftlich bei der Kasse einzureichen und zu begründen;
die Kasse gibt die Klageschrift unverzüglich an den Vorsitzenden des Schiedsgerichts
weiter.

(3) lDas Schiedsgericht entscheidet aufgrund mündlicher Verhandlung oder im Einverständnis
der am Schiedsgerichtsverfahren Beteiligten im schriftlichen Verfahren. 2Eine mündliche
Verhandlung muss stattfinden, wenn ein Mltglied des Schiedsgerichts dies verlangt.3Das
Schiedsgericht entscheidet nicht úber Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes (S 1041

zPo).

(4) Das Schiedsgericht fertigt die Schiedssprüche aus und stellt sie den Verfahrensbeteiligten
zu.

(5) lDas Vedahren vor dem Schiedsgericht ist gebührenfrei. 2Soweit der Kläger durch Mutwil-
len, Verschleppung oder lneführung erhöhte Kosten des Verfahrens veranlasst, kann das
Schiedsgericht ihm diese ganz oder teilweise auferlegen.

s81
Zustellungen

lZustellungen sollen, falls die Beteiligten einen Bevollmächtigten bestellt haben, an diesen,
andernfalls an die Beteiligten selbst bewirkt werden. 2Förmliche Zustellungen im
Schiedsgerichtsverfahren sowie bei der Kündigung der Beteiligung können unmittelbar durch
die Post entweder durch Postzustellungsurkunde oder durch Einschreiben gegen Rück-
schein bewlrkt werden.

Siebter Teil
ln-Kraft-Treten

s82
ln-Kraft-Treten

(1 ) lDiese Satzung tritt mit Wirkung vom 1 . Januar 2001 an die Stelle der Satzung in der Fassung
der 39. Satzungsänderung. 'zZum gleichen Zeitpunkt treten die hierzu erlassenen Durchfüh-
rungs- und Ubergangsvorschriften außer Kraft. 3lm Ubrigen gilt das zum 3.1. Dezember
2000 geltende Satzungsrecht als Ubergangsregelung bis zum 31 . Dezember 2001 fort.

(2) lAnstellevon$ 19findenbis3l. Dezember20O2S 16Abs.1 Satzl Buchst. bundS 17der
Sa2ung in der am 31 . Dezember 2001 maßgebenden Fassung weiterhin Anwendung.'zS 1 9
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Abs. 2 findet nur für nach dem 31 . Dezember 2002 begründete Beschäftigungsverhältnisse
Anwendung.

(3) Soweit bis 31. Dezember 2002zusalzversorgungspflichtiges Entgelt entsprechend S 62
der Satzung in der am 31 . Dezember 2001 maßgebenden Fassung gemeldet wird, hat es
dabei sein Bewenden.
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Anhang 1

Beteiligungen

Die Zuständigkeit der Kasse umfasst die Gebiete von mehreren Landeskirchen und Diakonischen
Werken sowie weitere kirchlich-diakonische Arbeitgeber. Andere Beteiligte - z. B. die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland (EKD) oder die Evangelisch-methodistische Kirche in Deutschland
(EmK) - sind bundesweit vertreten.

Arbeitgeber aus Kirche und Diakonie innerhalb dieses Zuständigkeitsgebiets haben die Möglich-
keit, für ihre nichtbeamteten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der KZVK Darmstadt eine Pflicht-
versicherung abzuschließen. Darüber hinaus bietet die Kasse für Beschäftigte dieser und ggf .

weiterer kirchlich-diakonischerArbeitgeber eine freiwilligeVesicherung an.

il Zuständigkeitfürdie Gliede-
rungen der Landeskirchen
sowie die Diakonischen Wer-
ke und Einrichtungen

I Zuständigkeit für einzelne
Gliederungen der Verfassten
Kirche sowie für die Diako-
nischen Werke und Einrich-
tungen

Mæklenbúrg
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Anhang 2

Aufstellu ng der Zusatzversorgu ngseinrichtungen
des öffentlichen und kirchlichen Dienstes

nach $ 27 der Satzung

Zusatzversorgun gskasse der
Ev.-luth. Landeskirche Hannovers
Doktonrueg 2-4
32756 Detmold

2. Kirchliche Zusatzversorgungskasse
Rheinland-Westfalen

Schwanenwall 11

44135 Dortmund

3. Kirchliche Zusatzversorgungskasse Baden
Gartenstraße 26
76'133 Karlsruhe

4. Kirchliche Zusatzversorgungskasse
des Verbandes der Diözesen Deutschlands
Am Römerturm I
50667 Köln

5. Zusatzversorgungskassebeim Kommunalen
Versorgun gsverband Thüringen
Lindenstraße 14
06556Artern

6. Zusalzversorgu ngskasse der Gemeinden
und Gemeindeverbände in Darmstadt
Bartningstraße 55
64289 Darmstadt

7. Zusalzuersorgungskasse des Kommunalen
Versorgungsverbandes Sachsen
Marschnerstraße 37
01 307 Dresden
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8. Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen
Versorgungsverband Brandenburg
Rudolf-Breitscheid-Straße 62
16775 Gransee

9 ZusatzversorgungskassedesKommunalen
Versorgungsverbandes Baden-Württemberg
Daxlander Straße 74
76185 Karlsruhe

1 0. Zusatzversorgungskasse der Gemeinden
und Gemeindeverbände des Reg.-Bezirks Kassel
Köl nische Siraße 421 42 a
341 1 7 Kassel

1 1 , Rheinische Versorgungs- und Zusatzversorgungskasse fur
Gemeinden und Gemeindeverbände
Mindener Straße 2
50679 Köln

1 2. Kommunaler Versorgungsverband
Sachsen-Anhalt - Zusatzversorgun gskasse -
Carl-Miller-Straße 7
391 12 Magdeburg

1 3. Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden
Denninger Straße 37
81 925 München

14. Kommunale Zusatzversorgungskasse Westfalen-Lippe
Zumsandestraße 12
48145 Münster

1 5. Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes

- Abt. Zusatzversorgungskasse -
Fritz-Dobisch-Straße 1 2

661 1 1 Saarbrücken

1 6. Kommunale Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen
Versorgungsverband Mecklenburg-Vorpommern
Am Markt 22
1 7335 Strasburg (Uckermark)
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17. Kommunales Dienstleistungszentrum Personal und Versorgung (KDZ)

- Zusatzversorgungskasse für die Gemeinden
und Gemeindeverbände in Wiesbaden
Hohenstaufenstraße 7
65189 Wiesbaden

18. Zusatzversorgungskasse der Landeshauptstadt Düsseldorf
40200 Düsseldorf

[mitWirkung zum 01 .01 .2001 von Nr. 11 ubernommen]

1 9. Zusatzversorgungskasse der Stadt Duisburg
Postfach 10 13 51

47049 Duisburg

[mitWirkung zum 01 .01.2001 von Nr. 11 übernommen]

20. Zusalanersorgungskasse der Stadt Emden
Frickensteinplatz 2
26721 Emden

21. Zusalzversorgungskasse der Stadt Essen
Kennedyplatz 6
45127 Essen

[mitWirkung zum 01.01.2003von Nr. 11 übernommen]

22. Zusalzversorgungskasse der Stadt Frankfurt am Main
Rottweiler Straße 1 8
60327 Frankfurt

23. Zusalzversorgungskasse der Stadt Hannover
Teichstraße 11/13
30449 Hannover

24. Zusalzversorgungskasse der Stadt Köln
Jakordenstraße18-20
50668 Köln

25. Emder Zusatzversorgungskasse für Sparkassen
Große Straße 58
26721 Emden

26. Zusalzversorgungskasse der Landesbank Baden-Württemberg
Fritz-Elsas-Straße 31

70174 Stuttgart
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27. BahnversicherungsanstaltAbt. B (BVA)

Karlstraße 4 - 6
60329 FranKurt

28. Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder
Hans-Thoma-Straße 19

76133 Karlsruhe

29. Pensionskasse Deutscher Eisen- und Straßenbahnen
Volksgartenstraße 54 a
50677 Köln

[Uberleitungsabkommen beendetzum 31 . Dezember 1999]

30. Bayerische Versorgungskammer
Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen
Arabellastraße 29

81 925 München

31 . Bayerische Versorgungskammer
Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester
Arabellastraße 29

81 925 München

32. Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost
Maybachstraße 54/56
70469 Stuttgart
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Anhang 3

Verfahrensordnung für das Schiedsgericht

s1
Leitung

(1 ) Der Vorsitzende leitet die Geschäftsstelle des Schiedsgerichts

(2) Der Vorsltzende trifft die für die Durchführung des Klageverfahrens edorderlichen Anord-
nungen, führt den Schriftverkehr mit den Verfahrensbeteiligten und leitet die Verhandlung
des Schiedsgerichts.

(3) Die Kosten der Geschäftsführung trägt die Kasse.

s2
Besetzung bei Entscheidungen

(1) Das Schiedsgericht entscheidet in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei Beisit-
zern nach Maßgabe des S I Abs. 2 der Satzung.

(2) lDie Entscheidungen des Schiedsgerichts werden mit Stimmenmehrheit gefasst. 2Stimm-

enthaltungen sìnd nicht zulässig.

s3
Vorlage durch die Kasse

Die Kasse legt eine bei ihr eingegangene Klage unverzùglich dem Vorsitzenden vor.

s4
Behandlung der Eingänge und des Vorbringens. Beiladung

(1) Alle Schriftsätze sind in doppelterAusfertigung einzureichen

(2) lNach Eingang eines Schriftsatzes ist eine Ausfertigung unverzüglich der anderen Partei

zuzuleiten. 2Hat eine Partei schriftliche Entscheidung beantragt, ist der anderen Paftei Gele-
genheit zu geben, sich hierzu zu äußern, 3Der Vorsitzende bestimmt eine angemessene
Frist zur Gegenäußerung,

(3) lDer Vorsitzende kann im Laufe des Verfahrens die Verfahrensbeteiligten jederzeit zur Erklä-

rung ihres Vorbringens in einzelnen Punkten und zum Beweisantritt auffordern und ihnen
hierfür eine angemessene Frist setzen. 2Das Schiedsgericht entscheidet nach pflichtgemä-
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ßem Ermessen, inwieweit im Falle unentschuldigter Fristversäumnis nachträgliches Vorbrin-
gen noch bei der Entscheidung zu berücksichtigen ist.

(4) Soweit eine Entscheidung rechtliche lnteressen Dritter berührt, kann diesen vom Vorsitzen-

den oder nach Eröffnung der Verhandlung durch Beiladungsbeschluss des Schiedsge-
richts Gehör gewährt werden.

s5
Aufklärung des Sachverhalts. Beweisaufnahme

(1 ) lDer Vorsitzende kann alle zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Anordnungen
treffen, ohne an Anträge der Parteien gebunden zu sein. 2Er kann zur Vorbereitung der
Entscheidung Beweise erheben

(2) Die Parteien und die Beigeladenen sind berechtigt, Beweisterminen beizuwohnen, die Be-

weisaufnahme betreffende Anîàgezu stellen und Fragen an Zeugen und Sachverständige
zu richten.

(3) lDie Beweistermine sind den Parteien und den Beigeladenen bekannt zu geben. 2Die Be-
kanntgabe soll nicht später als eine Woche vor dem Termin zugegangen setn.

s6
Prozessvertretung

lDie Parteien und die Beigeladenen können sich in jeder Lage des Verfahrens, auch in

mündlichen Verhandlungen und Beweisterminen, durch einen mit schriftlicher Vollmacht
versehenen Bevollmächiigten verlreten lassen. 2ln der Ladung zu den Verhandlungs- und
Beweistermjnen sind sie auf diese Möglichkeit hinzuweìsen. 3Die Vollmacht ist beim Schieds-
gericht einzureichen.

s7
Terminbestimmung. Ladung.

Anordnung des persönlichen Ersche¡nens

(1) lDer Vorsitzende bestimmt Ort und ZeiT der mündlichen Verhandlung. 2Er verf úgt die La-

dung der Parteien, der Beigeladenen sowie der Zeugen und Sachverständigen, deren Ver-

nehmung im Termln er für erforderlich hält. 3Für die Ladung gilt S 81 der Satzung.

(2) Die Parteien und Beigeladenen sind in der Ladung darauf hinzuweisen, dass eìne Entschei-
dung auch dann ergehen kann, wenn sie im Termin weder erschienen noch vertreten sind,

(3) Die Ladungsfrist soll mindestens zwei Wochen betragen.
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(4) Der Vorsitzende kann das persönliche Erschelnen des Gegners der Kasse sowie eines
Bevollmächtigten der Kasse und eines Beigeladenen anordnen.

s8
Mündliche Verhandlung. Beratung und Abstimmung

(1) Die Sitzung des Schiedsgerichts ist öffentlich.

(2) lUber den Verlauf der Sitzung wird eine Niederschrift geführt. 2Die Niederschrift ist vom
Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen.

(3) Die Beratung und die Abstimmung schließen sich unmittelbar an die mündliche Verhandlung

an und sind geheim.

(4) Uber die Vorgänge bei der Beratung und Abstimmung haben die Mitglieder des Schiedsge-

richts Verschwiegenheit zu bewahren.

se
Sch rift I iches Verfahren

Ein Schiedsspruch ohne mündliche Verhandlung daf erst ergehen, nachdem die Verfahrens-

beteiligten ihr Einverständnis hierzu erklärt haben.

s10
Entscheidung

(1 ) Uber die Klage wird durch Schiedsspruch entschieden.

(2) lln dem Schiedsspruch sind die an der Entscheidung beteiligten Mitglieder des Schieds-
gerichts und derTag der Entscheidung anzugeben.2Aus dem Schiedsspruch muss ersicht-

lich sein, ob er aufgrund mündlicherVerhandlung oder im schriftlichen Verfahren ergangen

ist

(3) Sofern eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, sind die Entscheidungsformel nach

Schluss der mündlichen Verhandlung zu verkünden und die wesentlichen Grunde für die

Entscheidung anzugeben

(4) lDer Schiedsspruch ist nach der tatsáchlichen und rechtlichen Seite hin zu begründen. 2Er ist

von den an der Entscheidung beteiligten Mitgliedern des Schiedsgerichts zu untezeichnen.

(5) Der Schiedsspruch ist den Verfahrensbeteiligten binnen sechs Wochen nach der Entschei-

dung zuzustellen.
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s11
Kostenerstattung. Streitwert

(1) lAuf Erstattung angemessener Kosten für die Veftretung oder Wahrnehmung eines Termins
hat der Gegner der Kasse nur dann Anspruch, wenn er vor dem Schiedsgericht obsiegt und
das Schiedsgericht die Kasse zur Erstattung dieser Kosten für verpflichtet erklärt. 2Auf

Antrag wird der Betrag der zu erstattenden Kosten durch das Schiedsgericht festgesetzt.

(2) lDer Vorsitzende kann nach seinem Ermessen dem Gegner der Kasse die Erstattung der
Reisekosten in sinngemäßer Anwendung des Reisekostenrechts zusichern, wenn er das
persönliche Erscheinen für erforderlich hält. '?Lehnt der Vorsitzende eine solche Zusicherung
ab, kann der Gegner der Kasse das Schiedsgericht anrufen.

(3) Der Kasse durch das Verfahren entstehende Kosten können ihrem Gegner nur im Falle des
S 80 Abs. 5SaIz2 der Satzung auferlegt werden.

(4) Auf Antrag ist im Schiedsspruch der Streitwert zu ermitteln und festzusetzen.

s12
Zustellung

lZustellungen sollen, falls die Verfahrensbeteiligten einen Bevollmächtigten bestellt haben,
an diesen, andernfalls an jene selbst bewirktwerden. 2lm Ubrigen gilt S 81 der Satzung.

s13
Verfahren nach der Zivilprozessordnung

lSoweit in dieser Verfahrensordnung nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschriften
der Zivilprozessordnung, insbesondere des 10. Buches der Zivilprozessordnung, ent-
sprechende Anwendung. 2lm Ubrigen gestaltet das Schiedsgericht das Verfahren nach
seinem Ermessen,

s14
Aufgaben der Geschäftsstelle

(1) lDie Geschäftsstelle nimmt die Eingänge in Empfang, vermerkt den Tag des Eingangs und
dieZahl derAnlagen, trägt sie ìn das Eingangsbuch ein und legt sie dem Vorsitzenden vor.

'?Bei Eingängen, für die eine Frist zu beachten ist, wird der mit dem Postabsendestempel
versehene Umschlag beigefügt.

(2) Alle Eingänge, die als Streitsachen zu bearbeiten sind, trägt die Geschäftsstelle in das
Streitsachenbuch nach der zeitlichen Reihenfolge der Eingänge ern.
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(3) Die Art und Weise der Erledigung des Streites ist im Streitsachenbuch nach Jahrgängen zu

vermerken.

(4) Die Geschäftsstelle fertigt die von dem Vorsitzenden verfügten Ladungen zu den Sitzungen
aus und sorgt für die Zustellungen.

(5) lm Ubrigen obliegen der Geschäftsstelle

1. die Anlegung, Führung und Aufbewahrung derAkten,
2. die Anfertigung des Schriftverkehrs des Schiedsgerichts,
3. die Aufnahme von Anträgen und Erklärungen, die zur Niederschrift des

Schiedsgerichts abgegeben werden,
4. die Anfertigung der Niederschriften über mündliche Verhandlungen,
5. die Zustellungen und Niederlegungen,
6. die Führung der Streitsachenstatistiken.
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Anhang 4

Altersvorsorgeplan 2001
der Tarifvertragsparteien des öffentl ichen Dienstes

Berlin 13.11.2001

Dieser Tarifuertrag gilt einheitlich für die Tarifgebiete Ost und West.

1. AblösungdesGesamtversorgungssystems

1.1 Das bisherige Gesamtversorgungssystem wird mit Ablauf des 31 .1 2 2000 geschlos-
sen und durch das Punktemodell ersetzt. Zur juristischen Bewertung vgl. Anlage 1.

1.2 Auf ein Zurückfallen der Renten und Anwartschaften auf den Stand des Jahres 2000
wird verzichtet.

1.3 Durch den Systemwechsel erhalten die Arbeitnehmer die Möglichkeit, eine zusätz-
liche kapitalgedeckte Altersversorgung durch eigene Beiträge unter lnanspruchnah-
me der steuerlichen Förderung aufzubauen (Riester-Rente), Diese Möglichkeit soll
auch bei den Zusatzversorgungskassen eröffnet werden.

Die Möglichkeit der Entgeltumwandlung besteht dezeit - einheitlich für alle Arbeitneh-
mer - nicht; die Tarifuertragsparleien geben sich eine Verhandlungszusage f ür eine
tarlfueftragliche Regelung zur Entgeltumwandlung.

1.4 Die Umlagefinanzierung wird auch nach dem Systemwechsel beibehalten. Sie kann
schrittweise nach den Möglichkeiten der einzelnen Zusatzversorgungskassen durch
Kapitaldeckung abgelöst werden (Kombinationsmodell).

2. Punktemodell

2.1 Die Leistungsbemessung erfolgt nach dem Punktemodell. Es werden diejenigen
Leistungen zugesagt, die sich ergeben würden, wenn elne Gesamt-Beitragsleistung
von 4 v H. vollständig in ein kapitalgedecktes System eingezahlt würde.

Soweit eine Kapitaldeckung vorhanden ist, werden die tatsächlich erzielten Kapital-
erträge veranschlagt.

Soweit keine Kapitaldeckung vorhanden ist, wird jährlich die laufende Vezinsung der
zehn größten Pensionskassen gemäß jeweils aktuellem Gescháftsberichts des
Bundesaufsichtsamtes fur das Versicherungswesen (bzw. Nachfolgeeinrichtung)
zugrunde gelegt.

22
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2.3

2.4

Uberschússe werden wie bei einer Pensionskasse festgestellt. Von diesen Uber-
schüssen werden nach Abzug der Venrualtungskosten (soweit fiktiv: 2 v. H.) vorran-
gig die sozialen Komponenten und dann Bonuspunkte finanziert,

Soziale Komponenten sind

a) Zurechnungszeiten bei Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten (vgl. Text-

ziIler 2.5)

b) Kindererziehungszeiten
Berücksichtigung eines Beitrages von 20 Euro pro Monat pro Kind für die Dauer der
gesetzlichen Erziehungszeit (ohne Beschäftigung)

c) Ubergangsregelung für alle Versicherten mit einer Mindestpflichtversicherungszeit
von 20 Jahren, die monatlich weniger als 3.600 DM brutto verdienen, lhre erworbene
Anwartschaften werden unter Berücksichtigung des Beschäftigungsquotienten fest-
gestellt und ggf. auf mindestens 0,8 Versorgungspunkte (Einbeziehung des
Beschäft igungsquotienten) fûr jedes volle Kalenderjahr der Pf lichtversicherung an-
gehoben.

Die als Anlage beigefügte Tabelle kommt zur Anwendung. Diese Tabelle basiert auf
folgenden Parametern:

Ein Zinssatz entsprechend S 2 der Deckungsrückstellungsverordnung von derzeit
3,25 v. H. vor Eintritt des Versorgungsfalls wird zugrundegelegt, Nach Eintritt des
Versorgungsfalls gilt ein Zinssatz von 5,25 v. H. Bei Anderungen des Verordnungs-
Zinssa2es gilt dieser bis zum Wirksamwerden einer entsprechenden tariflichen An-
passung fort. Die versicherungsmathematischen Berechnungen basieren auf den
Richttafeln 1998 von Klaus Heubeck.

Die Versicherungsfälle entsprechen denen in der gesetzlichen Rentenversicherung
(Altersrenten, Erwerbsminderungsrenten, Hinterbliebenenrenten), Bei teilweiser Er-

werbsminderung wird die Hälfte des Betrages gezahlt, der bei voller Enryerbsminde-

rung zustünde.

Abschläge werden für jeden Monat der vorzeitigen lnanspruchnahme der Renten
(wie gesetzliche Rentenversicherung) in Höhe von 0,3 v. H. erhoben; höchstens
jedoch insgesamt 10,8 v. H.

Bei Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten vor Vollendung des 60. Le-
bensjahres werden Vorsorgepunkte hinzugerechnet. Für ein Referenzentgelt wird
für jedes Kalenderjahr vor Vollendung des 60. Lebensjahres je ein Versorgungs-
punkt hinzugerechnet.

2.5
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2.6 Von den Verpf I ichtungen zur Beitragszahlung in der Textziffer 2. 1 dieses Tarifu ertra-
ges kann bis zu einer Mindesthöhe von zwei v H. für die Dauer von bis zu drei Jahren
im Rahmen eines landesbezirklichen Tarifuertrages abgewichen werden, wenn sich
der Betrieb in einerwirtschaftlichen Notlage befindet. Die Feststellung derwirtschaft-
lichen Notlage wird durch eine paritätisch besetzte Kommission der Tarifuertrags-
parteien getroffen.

Die Regelung kann verlängert werden

2.7 Entgelte aus Altersteilzeit werden in Höhe des vereinbarten Entgelts, mindestens
jedoch mit 90 v, H. des vor Beginn der Altersteilzeit maßgebenden Wertes berück-
sichtigt (wie nach bisherigem Recht). Fälle des Vonuhestandes werden wie nach
altem Recht behandelt

3. Übergangsrecht

31 Die Höhe der laufenden Renten und der Ausgleichsbeträge wird zum 31 .12.2001
festgestellt.

Die laufenden Renten werden als Besitzstandsrenten weitergezahlt. Die abbaubaren
Ausgleichsbeträge werden in Höhe des Dynamisierungsgewinns abgebaut.

3,3 Die Besitzstandsrenten und die Neurenten werden beginnend mit dem Jahr 2002
jeweils zum 1.7. eines Jahres bis 2007 mit 1 v H. jährlich dynamisiert.

3.4 Die Anwartschaften der am 31 .12 2001 schon und am 1.1 .2002 noch pflicht-
versicherten Arbeitnehmer werden wie folgt berechnet:

3.4.1 Es gelten die Berechnungsvorgaben des $ 18 Abs. 2 BetrAVG. Der danach festge-
stellte Betrag wird in Versorgungspunkte unter Berücksichtigung eines Zinssatzes
von 3,25 v H. umgerechnet und in das Punktemodell transferiert, Die transferierten
Versorgungspunkte nehmen an der Dynamisierung nachZiÍIer 2.2heil.

3.4.2 FürArbeitnehmerimTarifgebietWest,dieaml.l.2002das5S.Lebensjahrvollendet
haben (entennahe Jahrgänge), gilt folgende Besitzstandsregelung:
Auf der Grundlage des am 31 ,12.2000 geltenden Rechts der Zusatzversorgung ist
Ausgangswert für die Bemessung des in das Punktemodell zu transferierenden
Betrages die individuell bestimmte Versorgungsrente im Alter von 63 (bei Behinder-
ten Alter entsprechend gesetzlicher Rentenversicherung) unter Berücksichtigung
der Mindestgesamtversorgung und des S 44 a VBl-Satzung bzw entsprechende
Versorgungsregelung; die gesetzliche Rente ist nach persönlichen Daten anzurech-
nen; von diesem nach den Bemessungsgrößen per 31 .12.2001einmalig ermittelten
Ausgangswert ist die aus dem Punktemodell noch zu en¡verbende Betriebsrente
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abzuziehen; die Differenz ist die Besitzstandsrente; sie wird in Versorgungspunkte
umgerechnet und in das Punktemodell transferiert.

3.4.3 Textziffer 3.4.2 gill entsprechend für solche Arbeitnehme¡ die im Jahre 2001 das
55. Lebensjahr vollendet und vor lnkrafttreten des Tarifueftrages Altersteilzeit bzw.
Vorruhestand vereinbart haben.

3.5 Die ím bisherigen Versorgungssystem envorbenen Anwartschaften von Arbeitneh-
mern, die am 1 .1 .2002 nicht mehr pflichtversichert sind und die eine unverfallbare
Anwartschaft haben, werden entsprechend der bisherigen Versicherungsrenten-
berechnung festgestellt, transferied und nicht dynamisiert.

4. Finanzierung

4.1 Jede Kasse regelt lhre Finanzierung selbst.

Zusätzlicher Finanzbedarf úber die tatsächliche Umlage des Jahres 2001 hinaus
(Stichtag 1.11.2001)- mindestens jedoch ab Umlagesatzvon 4v. H. - wird durch
steuerf reie, pauschale Sanierungsgelder gedeckt.

lm Tarifgebiet West verbleibt es bei den von den Arbeitnehmern bei ZusaIz-
versorgungskassen geleisteten Beiträgen.

4.2 Für die VBL-West gilt:

Ab2002 betragen die Belastungen der Arbeitgeber 8,45 v. H. Dies teilt sich auf in eine
steuerpflichtige, mit 180 DM/Monat pauschalversteuerte Umlage von 6,45 v H. und
steuerfreie pauschale Sanierungsgeldervon 2,0 v. H., die zur Deckung eines Fehlbe-
trages im Zeitpunkt der Schließung dienen sollen.

Ab 2002 beträgt der aus versteuertem Einkommen zu entrichtende Umlagebeitrag
derArbeitnehmer 1,41 v H.

4.3 Die Verteilung der Sanierungsgelder auf Arbeitgeberseite bestimmt sich nach dem
Verhältnis der Entgeltsumme aller Pflichtversicherten zuzüglich der neunfachen Renten-
summe aller Renten zu den entsprechenden Werten, die einem Arbeitgeberverband
bzw., bei Verbandsfreien, den einzelnen Arbeitgebern zuzurechnen sind; ist ein
verbandsfreier Arbeitgeber einer Gebietskörperschaft mittelbar oder haushaltsmäßig
im Wesentlichen zuzuordnen, wird dieser bei der Gebietskörperschaft einbezogen.

Arbeitgebern, die seit dem 1 . November 2001 durch Ausgliederung entstanden sind,
sind zur Feststellung der Verteilung der Sanierungszuschusse Renten in dem Ver-
hältnis zuzurechnen, das dem Verhältnis der Zahl der Pflichtversicherten des Ausge-
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5

gliederten zu derZahl der Pflichtversicherten des Ausgliedernden zum 01 .11.2001

entspricht.

4.4 Bei abnehmendem Finanzierungsbedarf für die laufenden Ausgaben werden die

übersteigenden Einnahmen - getrennt und individualisierbar - zum Aufbau einer
Kapitaldeckung eingesetzt.

Die Tarifuertragsparteien gehen davon aus, dass mit diesem Tarifueftrag das Abwan-

dern von Betrieben oder Betriebsteilen aus den Zusatzversorgungseinrichtungen
des öffentlichen Dienstes verhindert wird.

Während der Laufzeit des Tarifuertrages überprÜfen die Tarifuertragsparteien, ob es

zu signifikanten Abwanderungen aus einzelnen Zusatzversorgungseinrichtungen
gekommen ist. Sie beauftragen einen Gutachter, die Grunde für eventuelle Ab-
wanderungen dazustellen. Dies gilt auch fÜr den Tarifuertrag Über sozialvedrägliche

Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der Umgestaltung der Bundeswehr.

6. Laufzeit des Tarituertrages bis zum 31 122007
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Anlage 1 zum Altersvorsorgeplan 2001

Juristische Zulässigkeit des rückwirkenden Systemwechsels
zum 31.12.2000

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass der rückwirkende wechsel vom
Gesamtversorgungssystem in ein Punktemodell zum 1 .1 ,2O0l verfassungsrechtlich zuläs-
sig ist. Dies gilt auch für den Transfer der am 31 j22000 bestehenden Anwartschaften.

Für das Jahr 2001 ist aus venrualtungstechnischen Gründen eine Einführungsphase für das
neue System vorgesehen, in der sich Anwartschaften technisch weiterhin nach den
Berechnungsmethoden des alten Systems fortentwickeln. Diese für die Betroffenen gùnsti-
ge Ubergangsregelung liegt in der Normsetzungsbefugnis derTarifueftragsparteien.

Seit dem Ergebnis derTarifrunde 2000 konnte niemand auf den Fortbestand des bisherigen
Versorgungssystems vertrauen und deshalb davon ausgehen, dass dieses unverändert
bestehen bleiben würde.

Sollte ein Bundesgericht abschließend feststellen, dass Arbeitnehmern oderVersorgungs-
empfängern mitVordienstzeiten (Beschäftigungen außerhalb des öffentlichen Dienstes) im
neuen System im Hinblick auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom
22.03.2000 (1BvR 1136/96) höhere als die überführten Ansprüche zustehen, werden den
Berechtigten diese Ansprüche auch dann rùckwirkend erJullt, wenn sie sie nicht vor der
neuen Entscheidung geltend gemacht haben.
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Anlage 2 zum Altersvorsorgeplan 2001

Rentenformel im PunKemodell ohne Zwischenschaltung eines Regelbeitrages und bei Uber-

schussanteilen in Form von beitragslosen Versorgungspunkten

Die Rentenhöhe ist abhängig von der gesamten Enryerbsbiografie im öffentlichen Dienst. ln

jedem Beschäftigungsjahr t werden Versorgungspunkte VP,enrvorben. Die Höhe der

Versorgungspunkte ergibt sich aus der Formel:

VP,=Er/RExTab,

Ggf . wird VP, aus Uberschüssen erhöht

Darin bedeuten

Versorgungspunkte für das Jahr t

Entgelt des Versicherten im Jahrt

Referenzentgelt

Tabellenwert für das Alter x des Versicherten im Jahr t

lm Versorgungsfallergibt sich die Rente nach der Formel

Rente = [Summe aller VPJ x Messbetrag

Der Messbetrag beträgt 0,4 % des Referenzentgeltes.

VP,

Er

RE

Tab,

X TabX Iatr
x

X Tu4X Iab
x

1,5 53 1,03,1 æ 2,1 4117

1,02,0 42 1,4 æ18 3,0 30

43 1,4 55 1,019 2,9 31 2,O

56 1,032 1,9 44 1,3n 2,8

1,3 57 0,921 2,7 .Ð 1,9 45

u 1,8 Æ 1,3 58 0,92 2,6

1,2 59 0,923 2,5 35 1,7 47

1,7 48 1,2 60 0,924 2,4 36

61 0,92,4 ,J/ 1,6 49 1,225

50 1,1 o¿ 0,826 ¿',) ff 1,6

0,82,2 39 1,6 51 1,1 6327

11 64u. älter 0,828 22 Q 1,5 52
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Stichwortverzeichnis

Abfindungen
Abrechnungsverbände
Abschlagsfaktor
Abschluss von Uberleitungsabkommen
Abtretung und Verpfändung von Ansprüchen auf

Kassenleistungen
Abtretung von Ersatzansprüchen an die Kasse
Abwicklung der Kasse
Allgemeine Versicherungsbedingungen

s41
ss55ff.
S 33 Abs. 3, S 38 Abs. 2
s27

s50
s49
S 10Abs.3
S 1 Abs. 2, S 2Abs. 4, S 4 aAbs, 2,

S 6Abs. 5, 7, S 23 Abs. 1, S 68Abs. 2

S 34 Abs. 2, 3
S 3 aAbs. 1, S 4 aAbs. 2, S 6Abs. 4,

S 34 Abs. 3
S 34 Abs. 2, g 62 Abs. 4, S 73 Abs. 3
$ 53 Abs. 2
S4aAbs.5
Ssz
S45
S 32 Abs. 2
S4a,S8Abs,1,3
S3a,S10Abs.1
S3aAbs,1,S10
S 14Abs.1

S18Abs.2
S 3 aAbs. 1, S 3 bAbs. 4, S 4, $ a a,

S7Abs.2
s61
s22
S 15

S694bs.1,2,3
S 13Abs.2
s 1e

s77
S 51 Abs. 2, 3, S 52, S 72 Abs. 3,

S 75 Abs. 2
S4aAbs.5
S47

Altersfaktor
Altersf aktorentabel le

Altersteilzeit
Altersvorsorgezulage
Anlageausschüsse
Anpassung der Betriebsrenten
Antrag auf Leistungen
Arbeitsunfall
Aufgaben des Aufsichtsrats
Auf gaben des Venrualtungsrats
Auflösung der Kasse
Auflösung des Beteiligten
Auf rechterhalten der Pf lichtversicherun g bei

Arbeitgeberuechsel
Aufsichtsrat

Aufwendungen für die Pflichtversicherung
Ausbi ldungsverhältnisse
Ausgleichsbetrag
Ausgleichsbeträge nach alter Satzung
Auskunftspf licht des Beteiligten
Ausnahmen von der Versicherungspf licht
Ausnahmen von der Versicherungspflicht für

höheryersicherte Mitarbeiter
Ausschlussfrist

Ausschüsse des Aufsichtsrats
Auszahlung der Betriebsrenten
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Beanstandung von Beschlüssen
Beanstandungen gegen Startgutschrift en
Beendigung der Beteiligung
Beginn der Pf lichtversicherung
Beiträge zur freiwilligen Versicherung
Beitragsbemessu n gsgrenze
Beitragserstattung
Beitragsf reie Pf lichtversicherung
Berufung und Abberufung der

Vorstandsmitglieder
Beschäftigte, die in der gesetzlichen

Rentenversicherung nicht versichert sind
Beteiligte
Beteiligung
Beteiligungsvereinbarungen mit Einzelpersonen
Betriebsrente für Hinterbliebene
Betriebsrenten
Bevollmächtigte des Vorstands
Bilanz
Bonuspunkte

Deckung von Fehlbeträgen
Deckungsrückstellungen
Diakonie
Diakonissen
Durchführung der freiwilligen Versicherung

Eheversorg ungsausg leich
Eigenbeteiligung der/des Pf I ichtversicherten
Einzelüberleitungen
Elternzeit
Ende der Versicherungspflicht
Entgeltumwandlung
Entlastung des Vorstands
Entschädigung
Entscheidung der Kasse
Entstehen der Pf lichtversicherung
Entwicklungshelfer
Erlöschen der Betriebsrente

Fäligkeit von Beiträgen
Finanzierung und Rechnungswesen
Fortsetzung von Beteiligungen

$4aAbs.2

S43
$ 4 Abs. 1, S 8 Abs. 2; Anhang 1

ss 11 ff., s 78
s78
s36
ss30ff.
S6Abs.2
S 7Abs. 1

S 34Abs. 1, $ 51 Abs. 3, S 58 Abs. 2,

3, S 66 Abs. 2, 3, S 68 Abs. 2

S3aAbs.1,S6Abs.4,S59
S 7Abs. 1

S3Abs.2
S 18Abs.3
$ 23 Abs. 1

S 41 Abs.4, S 44

s61
s28
S 35 Abs. '1

S20
S 13 Abs. 2, S 62 Abs. 3 Satz 8
S3aAbs.1,$4aAbs.2
S 8 aAbs. 3

s46
S17
S 62 Abs. 3
S 40, S 43SaIz7

s65
ss 53 ff
s 12

S5Abs.2und3
S 72 Abs. 3
S 14

S 17

S67
S 62 Abs. 3
542
s21
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Freiwillige Versicherung

Genehmigung von Satzungsänderungen
Geschäftsbericht
Geschäftsjahr
Geschäft sordnung für den Aufsichtsrat
Geschäftsordnung für den Vorstand
Gewährleistung
Gewährleistungsträger

Gruppenüberleitung

Härteausgleich
Hinzuverdienst
Höhe der Anwartschaften für am 01 .01 .2002

beitragsf rei Versicherte
Höhe derAnwartschaften für am 31 j22001

schon und am 01.01.2002 noch Pflicht-
versicherte

Höhe der Betriebsrente

ln-Kraft-Treten

Jahresabschluss der Kasse
Jahresmeldung
Jahresrechnung

Kassenvermögen
Kassenwechsel des Arbeitgebers
Kirchenbeamte
Klage
Kostenplan
Kündigung der Beteiligung
Kürzung der Betriebsrente für Hinterbliebene

Lagebericht

Messbetrag

Minderung der Betriebsrente wegen vorzeitiger
lnanspruchnahme

Mitarbeiter (Definition)

$'l Abs, 1, S 13Abs. 3, S 16Abs. 1,

S 23, S 53 Abs. 2

S2Abs,2
S6Abs.¿
S60Abs.1
$ 4 aAbs. 1

S 4 aAbs. 2

S11Abs.2,S12a
$ 2 Abs, 2, $ 4 Abs. 1, 4, S I Abs. 2,

S11Abs.2,S12a
s29

S46a
$ 39 Abs. 2

Sz+

s73
s33

s82

S 60 Abs. 4
S 1 3 Abs. 4, Abs. 5
S 3 aAbs. 1, S 4 aAbs, 2, S 6Abs. 4,

S60Abs.3-5

s53
s29
S 1 Abs. '1, Abs.2
s80
$ 4 aAbs. 2, S 6Abs. 4, S 60Abs, 2
S14Abs.1-5
S 36Abs 3

S 60 Abs. 4

S 3 aAbs, 1, $ 4 aAbs. 2, S 6Abs. 4,

S 33 Abs. 1

S 33 Abs. 3
S 18Abs.1
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Mitarbeiter/innen der Kasse

Neuberechnung der Betriebsrente
Nichtzahlung der Betriebsrente
Niederschrift en über Aufsichtsratssitzungen
Niederschrift en über Venvaltungsratssitzungen

Optionale Komponenten
Organe der Kasse
Organmitglieder eines Beteiligten

Pfarrer
Pflichtbeiträge
Pflichtbeitragssatz

Pflichten derVersicherten und Renten-
berechtigten

Pflichtversicherung
Prüfer in besonderen Fällen
Prüfungen der Kasse

Rechnungszins
Rechtsstellung der Mitglieder der Organe und

des Schiedsgerichts
Referenzentgelt

Regelbeitrag

Rentenbeginn
Rentennahe Jahrgänge
Richtlinien zur Durchführung von Satzungs-

vorschriften
Richtlinien zur Vermögensanlage
Rückstellung f ür Leistungsverbesserung
Rückzahlung von Beiträgen und Umlagen
Ruhen der Betriebsrente

Sanierungsgeld

Salzungsänderungen
Schiedsgericht
Sitz der Kasse
Sitzungen des Veruvaltungsrats
Sondenegelung für Versicherte im Beitrittsgebiet

S6Abs.9,S8b

s38
$3e
S4bAbs.4
S3bAbs.5

S 2Abs. 4, S 4 aAbs. 2, S 6Abs. 6

S 2 aAbs. 1

$ 18Abs.1

S 1 Abs.1, Abs.2
s$ 61, 62, 65

S 3 aAbs. 1, S 4 aAbs. 2, S 6Abs. 4,

s62

s48
ss 16 ff.
S 3 aAbs. 1

S6Abs.4

S 56 Abs. 2

S8a
$3aAbs. 1, S 4aAbs. 2, S 6Abs. 4,

S 34 Abs. 2
S 3 aAbs. 1, S 4 aAbs. 2, S 6Abs. 4,

S 34 Abs. 2
S 31 Abs.3
$ 73 Abs. 2

S4aAbs.2
S4aAbs.2
s58
s42
S 39, S 43 Satz 6

S 3 aAbs. 1, S 4aAbs. 2, S 6Abs. 4,

S 13 Abs. 3, S 53 Abs. 2, S 61, S 63
S2Abs.2,S3aAbs.1
S 8, S 80; Anhang 3

S 1 Abs.3
s3b
S74a
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Soziale Komponente wegen Elternzeit
Soziale Komponenten
Spezialfonds
Startgutschrift
Sterbegeld

Tarifuerträge über die Versorgung der
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst

Üb.rg"ng.r"gelung f ür Beschäftigte oberhalb

.. der Vergütungsgruppe I BAT
Ubergangsregelung zur organisatorischen

Verfassung der Kasse
Ubergangsregelungen für am 31 .12,2001

Versicherungsrentenberechtigte
Ubergangsregelungen für am 31 .1 2.2001

.. Versorgungsrentenberechtigte
Ubergangsregelungen fur Versicherte mit

.. Rentenbeginn am 01 .01.2002
U bergan gsvorschrift en f ür Anwartschaft en

der Versicheften
Uberleitung
Uberschussbeteil igung
U be rsch ussvenive nd u n g

Uberzahlungen

Verantwortlicher Aktuar
Verdienstausfall
Verfahrensordnung für das Schiedsgericht
Verlustrücklage
Vermögensanlage
Veröffentlichung von Satzu n gsänderungen
Versicherungsabschnitt
Versicherungsaufsicht

Versicherungsfall
Versicherun gsmathematischer Banrvert
Versicherungsnachweis
Versicherungspflicht
Versicherungstechnische Bilanz
Versicherungstechnische Ruckstellungen
Versicherungstechnischer Geschäftsplan
Versorgungsehe

S 35 Abs. 1

S 34 Abs. 1, S 35
S4aAbs.5
ss 72, 73

S75

S2Abs.3

s76

S 10a

s70

s69

s71

s 72lf .

s 27 ft.
ss 66, 68
$ 3 aAbs. 1, S 4 aAbs. 2, S 6Abs. 4,
S7Abs.3
S 47 Abs. 4

S 4 aAbs. 2, S 7, S 55 Abs. 1

S8aAbs.3
S 8 Abs. 3, S 80 Abs. 1; Anhang 3
s57ff.
S54
S2Abs.2
S 13Abs.4
S 2Abs, 2, S 2 aAbs. 2, S 3 aAbs. 2

S4aAbs.3,S9
s31
S 27 Abs. 3, S 56 Abs. 1

S 13 Abs. 2, S 51

ss18ff.
S7Abs.3
s56
S 7 Abs. 1, S 56 Abs. 2
S 36 Abs. 2
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Versorgungskonto
Versorgungspunkte
Vertretung der Kasse
Venrualtungskosten
Venrvaltungsrat
Verzinsung von Beiträgen
Vorsitzender des Venrualtungsrats
Vorstand

Wahlausschuss
Wartezeit

Wettbewerb
Wirtschaftsprüfer

Zurechnungszeit
Zusätzliche Startgutschrift
Zusatzversorgurigseinrichtungen
Zusatzversorgungspf llchti ges Entgelt

Zustellungen
Zustimmung zu Satzungsänderungen

$ 34 Abs. 1, S 69 Abs. 3, S 72 Abs. 1

S 33 Abs. 1, S 34, S 72 Abs. 1

S4aAbs.4,$6Abs.2
S 60 Abs. 2
S 2Abs. 2, S 3, S 4Abs. 2, S 7Abs. 2

s65
S4bAbs.3,S8aAbs.3
S 3 b, S 4 bAbs. 3, S 6, S 7Abs. 2

S4Abs.3
S 18Abs. 1, S32, S 51 Abs, 1,

S 66 Abs. 3
S1Abs.1
S3aAbs.1,S4aAbs.2

S 35 Abs. 2
S73Abs.3a
SS 27 f.; Anhang 2
S 34 Abs. 1, 2; S 6Z

s81
S2Abs.2
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